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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

Im Nationalrat verlangte Freund (svp, AR) mit einer Motion Rechtsgrundlagen für
gewisse Vereinheitlichungen der kantonal organisierten Polizeikorps. Namentlich
sollten diese die überregionale Zusammenarbeit, die Kooperation mit dem
Grenzwachtkorps und die Mindeststandards für die Polizeiausbildung regeln. Da der
Sozialdemokrat Gross (ZH) dagegen Opposition anmeldete, wurde die Beratung der
Motion verschoben. 1

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 2

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Das Parlament hatte sich mit einem Begehren auf Immunitätsaufhebung des
Bezirksgerichts Zofingen (AG) zu befassen, welches eine Ehrverletzungsklage der
Umweltschutzorganisation Greenpeace gegen Nationalrat Giezendanner (svp, AG) zu
beurteilen hat. Der Angeklagte hatte diese Organisation im Zusammenhang mit
unbewilligten Demonstrationen und Strassensperren in Faxschreiben an
Medienredaktionen als „Terroristenorganisation“ bezeichnet. Obwohl Giezendanner
diesen Prozess führen wollte und deshalb für Aufhebung seiner Immunität plädierte,
beschloss der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission, diese nicht aufzuheben.
Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass es sich hier eindeutig um eine politische
Auseinandersetzung handle und deshalb, namentlich bei strafrechtlich eher
unbedeutenden Fällen, die relative Immunität gelte. Der Ständerat schloss sich diesem
Entscheid an. 3

ANDERES
DATUM: 03.03.1998
HANS HIRTER

Die Büros der beiden Parlamentskammern beantragten mit einer parlamentarischen
Initiative eine Anpassung der seit 1990 unveränderten Entschädigung der
Parlamentsangehörigen an die seither eingetretene Teuerung. Dabei sollte die ganze
Erhöhung über das Taggeld erfolgen, und die im Gesetz festgeschriebene und deshalb
dem fakultativen Referendum unterstellte Jahresentschädigung unverändert bleiben.
Zudem schlugen sie vor, die Sonderzulagen für die Ratspräsidenten und ihre
Stellvertreter deutlich anzuheben. Gleichzeitig nahmen sie eine gemeinsame Anregung
der Generalsekretäre der vier Bundesratsparteien für eine substanzielle Erhöhung der
Fraktionsbeiträge auf. Mit der Begründung, dass damit die bisherige
Quersubventionierung der Fraktionen durch die Parteien reduziert würde, und zudem
der Gefahr begegnet werden könnte, dass die Fraktionen in Abhängigkeit von anderen
Sponsoren (namentlich Interessenorganisationen) geraten, beantragten sie eine
Erhöhung sowohl des Grundbeitrags als auch des Beitrags pro Mitglied um 50% auf CHF
90'000 resp. 16'500. Der Bundesrat unterstützte dieses Anliegen. Für die letzte
Teuerungsanpassung der Fraktionsbeiträge im Vorjahr siehe hier.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER
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Im Nationalrat bekämpfte Nationalrat Mörgeli (ZH) im Namen der SVP-Fraktion
vergeblich die Anpassung der Taggelder an die Teuerung. Sein Nichteintretensantrag
wurde mit 129:20 Stimmen abgelehnt. Nachdem auch die kleine Kammer zugestimmt
hatte, verabschiedete das Parlament die Teuerungsanpassung, die Verdoppelung der
Präsidialentschädigung und die Erhöhung der Fraktionsbeiträge in der Herbstsession.
Der „Bund der Steuerzahler“ protestierte in Inseraten gegen diese Ratsbeschlüsse.
Breite Unterstützung bei allen Fraktionen fand SVP-Nationalrat Giezendanner (AG) für
sein überwiesenes Postulat, im Parlamentsgebäude Dusch- und Fitnessräume
einzurichten (00.3385). 4

Nach der Ankündigung der Kandidatur von Magdalena Martullo-Blocher für die
Nationalratswahlen 2015 ging der Sonntagsblick der Frage nach, ob es in der Schweiz
Politikerdynastien gebe. Die Zeitung stiess dabei auf zahlreiche Namen. Im Kanton
Aargau prägen und prägten drei Generationen der Familie Binder-Keller für die CVP die
Politik: Julius Binder (90) war National- und Ständerat, Andreas Binder (58) und dessen
Frau Marianne Binder-Keller (56) sassen bzw. sitzen im Grossrat, wobei der Vater von
Binder-Keller, Anton Keller (80), ebenfalls bereits Nationalrat war und der Sohn von
Marianne und Andreas, Simon Binder (28) die CVP in Baden co-präsidiert. Ebenfalls im
Kanton Aargau machen sich die Giezendanners einen Namen: Ulrich (61) ist seit 24
Jahren im Nationalrat, sein jüngerer Sohn Benjamin (33) im Grossrat und sein älterer
Sohn, Stefan (37), im Einwohnerrat in Zofingen – alle drei für die SVP. Der Sohn des
ehemaligen FDP-Bundesrats Fritz Honegger (1917-1999), Eric Honegger (69), war in
Zürich Regierungsrat. Ebenfalls in Zürich wirkt Corine Mauch als Zürcher
Stadtpräsidentin, sie ist die Tochter der ehemaligen ersten Nationalrätin für den Kanton
Aargau Ursula Mauch (80). 
Von weiteren sieben aktuellen Parlamentariern und einer aktuellen Parlamentarierin
hätten bereits die Väter in Bundesbern gesessen: von Marina Carobbio (sp, TI), Max
Chopard (sp, AG), Jean Christophe Schwaab (sp, VD), Alexander Tschäppät (sp, BE),
Jean-François Rime (svp, FR), Christian Wasserfallen (fdp, BE), Jean-René Germanier
(fdp, VS) sowie von Thomas Hefti (fdp, GL). Hinzu komme Eveline Widmer-Schlumpf
(bdp, GR), deren Vater Leon Schlumpf (svp, GR) bereits Bundesrat war.
Verantwortlich sei wohl das politische Umfeld, in dem man aufwachse und das Kinder
präge, zog das Sonntagsmedium den Schluss. Namen könnten durchaus eine Hilfe sein,
um politische Karriere zu machen, sie können aber auch hinderlich sein. Der
Sonntagsblick zitierte dazu den Ex-US-Präsidenten George W. Bush, Sohn des Ex-US-
Präsidenten Georg Bush: „Ich habe die Hälfte der Freunde meines Vaters geerbt und
alle seine Feinde.“ 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.08.2015
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession mit dem Geschäft. In der
Eintretensdebatte formulierten die Vertreter der Fraktionen der SP und der Grünen
zwar heftige Kritik am Kommissionsentwurf wegen den vorgesehenen
Zugangsbeschränkungen, verzichteten aber auf einen Nichteintretens- oder
Rückweisungsantrag. Die Vereinheitlichung der kantonalen Prozessordnungen wurde
von den Liberalen Leuba (NE) und Sandoz (VD) vergeblich aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen bekämpft. Ein von der SP und den Grünen unterstützter
Antrag Thür (gp, AG), der im Sinne der Rechtsvereinheitlichung eine besondere Instanz
am Bundesgericht schaffen wollte, welche in den Kantonen zu beurteilende Fälle von
grundsätzlicher Bedeutung an sich ziehen könnte, wurde mit 58:48 Stimmen abgelehnt.
Die Einführung einer beschränkten Verfassungsgerichtsbarkeit wurde von einer quer
durch das politische Spektrum verlaufenden Front (Mehrheit der SP- und SVP-
Fraktionen, Liberale, Schweizer Demokraten sowie eine Minderheit der FDP-Fraktion)
bekämpft, da sich das bisherige System bewährt habe und die Neuerung mit der
schweizerischen direktdemokratischen Tradition im Widerspruch stehe. Diese breite
Opposition setzte mit 87:39 Stimmen durch.

Die SP, aber auch die Grünen und die SD lehnten die vorgeschlagenen
Zugangsbeschränkungen auch in der milderen Variante der Nationalratskommission ab
(Möglichkeit der Einführung von Restriktionen für Fälle von untergeordneter Bedeutung
oder offensichtlicher Unbegründetheit auf dem Gesetzesweg). Gross (sp, TG) reichte
einen neuen Kompromissantrag ein, der die Bedingungen für eventuelle
Zugangsbeschränkungen in der Verfassung detailliert festlegen wollte, und der für
offenkundig unbegründete oder aussichtslose Fälle nicht eine schlichte Abweisung,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.1998
HANS HIRTER
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sondern die Beurteilung der Annahme durch ein einfaches und schnelles Verfahren
vorsah. Dieser von der SP unterstützte Antrag unterlag in einer Eventualabstimmung mit
62:54 Stimmen gegenüber dem Ständeratsbeschluss. Diese Variante, welche die
Bedingungen für Zulassungsbeschränkungen für nicht grundsätzliche Fälle auf dem
Gesetzesweg festlegen will, konnte sich aber in der definitiven Abstimmung gegenüber
dem Kommissionsvorschlag nicht durchsetzen. In der Gesamtabstimmung, welche mit
59:48 relativ knapp ausfiel, votierten die SP, die Grünen und die SD geschlossen gegen
die Justizreform. 6

Volksrechte

Eine etwas weniger radikale Verkürzung der Behandlungsfristen, nämlich auf 18
Monate von der Einreichung bis zur Volksabstimmung, strebte eine parlamentarische
Initiative Maspoli (lega, TI) an. Obwohl sein Vorstoss von 57 Abgeordneten aus allen
Fraktionen unterzeichnet worden war, und sich auch die SPK nur knapp für eine
Ablehnung ausgesprochen hatte, wurde er im Plenum mit 102:39 Stimmen deutlich
verworfen. Kommissionssprecher Gross (sp, ZH) hatte in seinem Votum gegen den
Vorstoss zwei Argumente in den Vordergrund gestellt. Erstens die Tatsache, dass mit
den in den letzten Jahren erfolgten Verkürzungen der Behandlungsfristen eine
Hinhaltetaktik durch die Behörden, wie früher nicht selten praktiziert, verunmöglicht
worden sei. Als zweitens Argument führte er die praktische Funktion der Volksinitiative
in ihrer schweizerischen Ausprägung an. Im Gegensatz etwa zur Praxis in Kalifornien (wo
die Volksabstimmung unmittelbar nach der Einreichung stattfindet) sei diese in der
Schweiz nicht ein reines Machtinstrument gegen das Parlament, sondern habe vielmehr
die Wirkung eines Auslösers von breiten politischen Diskussionen und motiviere die
Behörden dazu, nach neuen Lösungen für offensichtliche Probleme zu suche. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat die Volksinitiative „für eine
Beschleunigung der direkten Demokratie“. Im Namen der Staatspolitischen
Kommission, welche einstimmig deren Ablehnung empfahl, legte Andreas Gross (sp, ZH)
noch einmal die wichtigsten Gegenargumente dar, die er bereits vor einem Jahr gegen
eine radikale Verkürzung der Fristen vorgebracht hatte: die Funktion der Volksinitiative
im schweizerischen politischen System und die bereits vorgenommenen
Fristenverkürzungen. Die Fraktionen aller vier Bundesratsparteien, der Grünen und der
Liberalen sprachen sich ebenfalls gegen die Initiative aus. Die LdU/EVP-Fraktion
hingegen unterstützte einen Antrag Schaller (ldu, ZH), der den Initianten mit einem
Gegenvorschlag entgegenkommen wollte; dieser wurde jedoch mit 138:10 Stimmen
abgelehnt. Ein Antrag Schaller/Maspoli (lega, TI), die Initiative zur Annahme zu
empfehlen, wurde gegen die Stimmen der FP, des LdU und etwa eines Drittels der SVP-
Fraktion (darunter die Zürcher Blocher, Frey und Maurer) abgelehnt. Im Ständerat
setzte sich niemand für die Annahme des Volksbegehrens ein. In der
Schlussabstimmung verabschiedete der Nationalrat die Ablehnungsempfehlung mit
161:29, der Ständerat mit 42:0 Stimmen. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Auf Antrag seiner SPK gab der Nationalrat einem Vorstoss der SVP-Fraktion keine Folge,
welcher die Einführung des Behördenreferendums für Parlamentsbeschlüsse verlangte,
die zu beträchtlichen Mehrausgaben führen. Gemäss diesem Vorschlag hätte eine
qualifizierte Minderheit von je einem Drittel der Mitglieder beider Kammern in solchen
Fällen eine Volksabstimmung anordnen können. Eines der Hauptgegenargumente der
SPK-Sprecher Beck (lp, VD) und Gross (sp, ZH) war, dass damit die Parlamentarier davon
dispensiert würden, breit akzeptierte Kompromisse zu finden und sich darauf
beschränken könnten, das Volk laufend zu Plebisziten über Ausgaben aufzurufen.
Zudem seien die Volksrechte bereits gut ausgebaut, da die meisten rechtlichen
Grundlagen der Ausgabenbeschlüsse dem fakultativen Referendum unterstellt seien.
Das finanzpolitische Behördenreferendum wird in einigen Kantonen praktiziert (u.a.
ZH). (Zur Einreichung der Initiative im Vorjahr siehe hier.) 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
HANS HIRTER
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Die SPK des Nationalrats sprach sich gegen eine parlamentarische Initiative Gross (sp,
ZH) für die Einführung der Gesetzesinitiative aus. Mit der vom Volk gutgeheissenen
allgemeinen Volksinitiative werde es nach Ansicht der SPK in Zukunft möglich sein, ein
auf Gesetzesstufe umzusetzendes Anliegen mit einer Volksinitiative zu verlangen, ohne
dass dazu noch ein neues Volksrecht eingeführt werden müsse. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.02.2005
HANS HIRTER

Die parlamentarische Initiative Gross (sp, ZH) für die Einführung der Gesetzesinitiative
wurde vom Nationalrat mit 97 zu 74 relativ knapp abgelehnt. Der Initiant hatte
vergeblich argumentiert, es gelte, angesichts der Probleme mit der allgemeinen
Volksinitiative, den Bürgerinnen und Bürgern ein griffiges Instrument zur Verfügung zu
stellen, das sich in allen Kantonen bewährt habe. Ausserdem verlängerte der Nationalrat
die Frist zur Ausarbeitung einer Vorlage für die Einführung des Finanzreferendums (pa.
Iv. der SVP, 03.401) bis zur Herbstsession 2008. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.05.2006
HANS HIRTER

Im August reichte die AUNS ihre Volksinitiative „Für die Stärkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk!)“ mit 108'579 gültigen Unterschriften ein. Mehr
Mitsprache für das Volk in der Aussenpolitik strebte auch eine parlamentarische
Initiative Gross (sp, ZH) (09.417) an. Sie verlangte die Einführung einer „Internationalen
Volksmotion“. Mit dieser könnte eine bestimmte Anzahl von Bürgerinnen und Bürger (im
Text waren 20'000 erwähnt) das Parlament ersuchen, dem Bundesrat einen bestimmten
aussenpolitischen Auftrag zu erteilen. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die von einzelnen Personen und Firmen betriebene massive Werbung für Initiativen –
gerade die „Maulkorb-Initiative“ bildete ein gutes Beispiel dafür – und bei
Volksabstimmungen löste bei Politikern Unbehagen aus. Die Staatspolitische
Kommission des Nationalrats empfahl gegen den Widerstand der SVP mit 9:6 Stimmen,
einer parlamentarischen Initiative Gross (sp, ZH) Folge zu geben, welche finanzielle
Transparenz bei Abstimmungskämpfen fordert. Sie verlangt, dass Beiträge ab CHF 500
bei der Bundeskanzlei deklariert werden müssen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat beschloss, Wege zu suchen, um die politische Auseinandersetzung
fairer und transparenter zu machen. Auf Antrag seiner SPK und gegen den Widerstand
der FDP, der SVP und der Liberalen gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative
Gross (sp, ZH) für eine grössere Transparenz bei der Finanzierung von Werbung für
Initiativen und Abstimmungskampagnen mit 70:63 Stimmen Folge. Nach der sehr
aufwändigen und diffamierenden Kampagne zugunsten der Beschleunigungsinitiative
gab der Bundesrat eine Studie zum Thema Fairness und Ausgewogenheit der Mittel in
Abstimmungskämpfen in Auftrag. Ebenfalls weiterbearbeiten will der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Stamm (cvp, LU) (99.427), welche die Einrichtung einer
Instanz fordert, die unrichtige Aussagen in Abstimmungskampagnen öffentlich
richtigstellen kann. Solche falsche Behauptungen waren in den letzten Jahren (und wohl
auch bereits früher) immer wieder aufgetaucht. So wurde etwa in Inseraten gegen die
neue Bundesverfassung verkündet, diese bringe einen automatischen EU-Beitritt, oder
im Frühjahr 2000 wurde die „Verkehrshalbierungsinitiative“ mit dem Argument
bekämpft, diese verlange einen Fahrausweisentzug für über 65jährige. Nachdem die
Gegenpropaganda zu den Energieabstimmungen vom September nach Meinung der
Befürworter mit Halbwahrheiten und Verzerrungen operiert hatte, doppelte der
freisinnige Nationalrat Suter (BE) nach, und verlangte mit einem Postulat in sehr
allgemeiner Form die Einführung einer Strafnorm zur Sanktionierung unwahrer
Behauptungen in Abstimmungskampagnen (00.3397). 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.07.2000
HANS HIRTER

Die SPK des Nationalrats tat sich schwer mit der Umsetzung einer parlamentarischen
Initiative Gross (sp, ZH) für die Meldepflicht und Publikation von grossen finanziellen
Beiträgen an die Werbekampagnen für Volksabstimmungen. Das Plenum hatte dem
Vorstoss im Jahr 2000 Folge gegeben und eine Subkommission der SPK hatte sich daran
gemacht, Realisierungsmodelle zu entwickeln. Die nun notwendig gewordene
Fristverlängerung für diese Arbeit wurde aber von einer Minderheit der SPK, welche
dem Anliegen negativ gegenübersteht, zum Anlass genommen, einen Übungsabbruch zu

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2002
HANS HIRTER
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verlangen und die Initiative abzuschreiben. Mit 101:84 Stimmen beschloss jedoch der
Nationalrat, die Fristverlängerung zu gewähren. Die Forderung nach einer Offenlegung
der Mittel wurde gemäss einer repräsentativen Umfrage (Univox) von einer Mehrheit der
Stimmberechtigten unterstützt. 15

Die im Vorjahr vom Nationalrat gewährte Verlängerung der Frist für die Ausarbeitung
einer Lösung zur Umsetzung einer im Jahr 2000 gutgeheissenen parlamentarischen
Initiative Gross (sp, ZH) für die Meldepflicht und Publikation von grossen finanziellen
Beiträgen an die Werbekampagnen für Volksabstimmungen brachte kein Ergebnis. Die
Mehrheit der SPK beantragte dem Plenum, die Initiative abzuschreiben. Als wichtigsten
Grund für ihren Antrag gab sie an, dass Deklarationsmodelle sehr detailliert abgefasst
sein müssten, um Missbräuche zu verhindern. Zudem zeigten die Erfahrungen in den
USA, dass eine Vielzahl von Umgehungsmöglichkeiten beständen, wie etwa die
Ausrichtung von formal nicht zweckgebundenen Beiträgen an Parteien und
Interessenorganisationen. Die vor allem von der Linken gebildete
Kommissionsminderheit stimmte dieser kritischen Analyse weitgehend zu und schlug
deshalb vor, mit einem Anreizmodell für vermehrte Transparenz zu sorgen. Gemäss
ihrem Antrag sollen diejenigen, welche ihre Geldquellen deklarieren, vom Bund Beiträge
für ihre Werbekampagnen erhalten. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat folgte mit knappem Mehr dem Antrag seiner SPK, die im Jahr 2000
gutgeheissene parlamentarische Initiative Gross (sp, ZH) für die Meldepflicht und
Publikation von grossen finanziellen Beiträgen an die Werbekampagnen für
Volksabstimmungen abzuschreiben und damit auch auf die Vorschläge der
Kommissionsminderheit zur Schaffung eines Anreizsystems für die Deklaration der
Beiträge nicht einzutreten. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2004
HANS HIRTER

Der Nationalrat hatte im Jahr 2002 eine parlamentarische Initiative Stamm (cvp, LU)
(99.427) für mehr Fairness in Abstimmungskampagnen nicht weiter verfolgt. Ein Jahr
später hatte Andreas Gross (sp, ZH) eine parlamentarische Initiative eingereicht, welche
in allgemeiner Form gesetzliche Vorschriften für möglichst faire
Abstimmungskampagnen verlangte. Zudem sollten Vorkehrungen getroffen werden,
dass die politischen Parteien in der Meinungsbildung eine wichtige Rolle spielen
können. Mit dieser zweiten Forderung nahm er, in abgewandelter Form, sein Anliegen
für die Offenlegung von Kampagnefinanzierungen wieder auf, das von der SPK und im
Jahr 2004 auch vom Nationalrat abgelehnt worden war (99.430). Die Mehrheit der SPK
des Nationalrats unterstützte den Vorstoss Gross. Dabei schien ihr insbesondere die
Einräumung von Sendezeit für die Parteien in Radio und Fernsehen ein gangbares Mittel
zur Stärkung der Position der Parteien in den Abstimmungskampagnen zu sein. Das
Plenum gab der Initiative gegen den Widerstand der SVP Folge. Keinen Erfolg hatte im
Nationalrat dagegen eine von der SP und den Grünen unterstützte parlamentarische
Initiative Rechsteiner (sp, BS) (03.434). Diese hatte verlangt, dass sich mehrheitlich im
öffentlichen Besitz befindende Unternehmen, sowie durch Zwangsabgaben finanzierte
(z.B. Krankenkassen) oder für die Grundversorgung der Bevölkerung wichtige private
Firmen nicht mehr an Abstimmungskampagnen beteiligen dürfen. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2005
HANS HIRTER

Die SPK des Nationalrats publizierte einen Vorschlag zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Gross (sp, ZH) für fairere Abstimmungskampagnen,
welcher der Rat 2005 Folge gegeben hatte. Eine Subkommission der SPK hatte dabei
verschiedene Möglichkeiten untersucht. Die Verhandlungen mit der SBB über die
Möglichkeit, in den grossen Bahnhöfen Gratisplakatierflächen anzubieten, brachten
einige konkrete Resultate. So wird in Zukunft ein Plakat mit dem Parolenspiegel der
nationalen Parteien gratis in grossen SBB-Bahnhöfen ausgehängt werden. Die für die
Meinungsbildung als viel wichtiger eingestuften elektronischen Medien waren hingegen
zu keinen Konzessionen bereit. Die Radio- und Fernsehanstalt SRG lehnte es ab, den
Parteien freiwillig Sendezeit für die Gratisausstrahlung von politischer Werbung
einzuräumen. Ihrer Ansicht nach sind die bestehenden redaktionellen politischen
Sendegefässe zur Meinungsbildung durchaus ausreichend. Trotzdem verfolgte die SPK-
NR diese Idee der Gratiswerbespots für Parteien weiter und arbeitete Grundlagen für
eine gesetzliche Verpflichtung der SRG aus. In der im Spätherbst 2007 durchgeführten
Vernehmlassung äusserten sich SP und CVP positiv, die FDP skeptisch und die SVP

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2009
HANS HIRTER
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ablehnend; negativ fielen auch die Rückmeldungen der meisten Interessenverbände
aus. Die Kritiker bemängelten insbesondere, dass mit diesen kurzen Werbespots der
Parteien die Aussagen noch plakativer und die Diskussion noch oberflächlicher würde.
Im Mai des Berichtsjahres stellte sich die SPK mit 14 zu 8 Stimmen hinter den Antrag,
den Parteien mit Fraktionsstatus und den Initiativ- und Referendumskomitees im
Fernsehen und im Radio während den Kampagnen gratis Werbezeit einzuräumen. Damit
soll das zum Teil erhebliche Ungleichgewicht bei der bezahlten Abstimmungswerbung
für bestimmte Anliegen ausgeglichen werden. Es soll auch vermieden werden, dass bei
Themen, bei denen sich weder Parteien noch breit abgestützte Interessenverbände
finanziell engagieren wollen, kaum Werbung für einen Parlamentsbeschluss gemacht
wird. Dass dies geschehen kann, hatte sich beispielsweise bei der Volksabstimmung
über die neue Bundesverfassung im Jahr 1999 gezeigt, als die Befürworter keine Mittel
für Inserate oder Plakate einsetzen wollten und damit Kleinstparteien und
intransparente kleine Gruppen einen unangemessenen Einfluss nehmen konnten.
Formal soll auf Gesetzesstufe (Radio- und Fernsehgesetz resp. Gesetz über die
politischen Rechte) der Grundsatz der Gratiswerbung für politische Anliegen eingeführt
und die dazu berechtigten Parteien und Gruppierungen bezeichnet werden; die
konkreten Ausführungsdetails sollen anschliessend in einer speziellen Verordnung der
Bundesversammlung geregelt werden.

Der Bundesrat sah in seiner ausführlichen Stellungnahme Schwachpunkte sowohl beim
Grundsatz als auch bei der konkreten Umsetzung der vorgeschlagenen Neuerung. Da
diese zudem einen massiven Eingriff in die Programmfreiheit der Radio- und
Fernsehveranstalter bedeuten würde, beantragte er Rückweisung. Im Nationalrat
hatten die Vorschläge der SPK keine Chance: er entschied sich gegen die Stimmen der
SP und der Grünen für Nichteintreten. 19

Mehrere Vorstösse zielten im Berichtsjahr auf die Rahmenbedingungen im Vorfeld von
Volksabstimmungen. Die staatspolitische Kommission hatte noch im Jahr 2010 die
parlamentarische Initiative Mörgeli (svp, ZH), die ein Verbot von Meinungsumfragen vor
Wahlen und Abstimmungen fordert, abgelehnt und ihrerseits eine Motion eingereicht,
mit der Rahmenbedingungen für die Publikation von solchen Umfragen geschaffen
werden sollen (10.3642). Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da er auf die
Selbstregulierung der Branche vertraue. Nach einem Wortgefecht zwischen SVP-
Vertretern und dem Kommissionssprecher Gross (sp, ZH) wurden sowohl die
parlamentarische Initiative (mit 83 zu 73 Stimmen) als auch die Motion (mit 80 zu 72
Stimmen) abgelehnt. Die unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) hatte im Juni fünf von
neun Beschwerden gegen Beiträge zu Meinungsumfragen abgelehnt. Auf eine trat sie
nicht ein und bei den restlichen dreien rügte sie, dass zu wenig deutlich unterschieden
worden sei zwischen klar Ja/Nein-Stimmenden und eher Ja/Nein-Stimmenden. Die
Beschwerden im Zusammenhang mit der Minarettinitiative, bei welcher Umfragen
deutliche Nein-Mehrheiten prognostiziert hatten, die schlussendlich aber angenommen
wurde, wurden alle abgewiesen. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2011
MARC BÜHLMANN

Meinungsumfragen vor Volksabstimmungen waren in den letzten Jahren etwas in Verruf
geraten. In der Tat klafften bei einigen Urnengängen Prognosen und tatsächliche
Abstimmungsentscheide teilweise beträchtlich auseinander oder zeigten sogar jeweils
gegenteilige Mehrheiten. Auch wenn eine Meinungsumfrage immer nur eine
Momentaufnahme darstellt und damit gar keine Prognose sein kann, wird sie in den
Medien und in der öffentlichen Wahrnehmung als Orakel aufgefasst. Die Meinungen
darüber, ob eine Umfrage auch das Abstimmungsverhalten von Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern beeinflussen kann, gehen auseinander. Untersuchungen zeigen, dass ein
Einfluss nur schwer zu messen ist und, dass ein solcher – wenn überhaupt – nur bei
sehr spezifischen Vorlagen spielen könnte. 
Einige SVP-Exponenten vertraten hier allerdings eine wesentlich dezidiertere Meinung.
Umfragen seien "meinungsbeeinflussend" (Christoph Mörgeli, svp ZH) oder gar
"verwirrend" und "manipulativ" (Ulrich Giezendanner, svp, AG). Um dem einen Riegel
vorzuschieben, wurden Vorstösse lanciert, mit denen ein Verbot von Umfragen
eingeführt werden sollte. Allerdings wurde sowohl die parlamentarische Initiative
Mörgeli (14.464) als auch die Motion Giezendanner wieder zurückgezogen. Interessant
war bei Letzterer die abschlägige Antwort des Bundesrates. Er begrüsse den
öffentlichen Diskurs bezüglich politischer Meinungsumfragen, empfehle aber auf die
Selbstregulierung der Markt- und Sozialforschungsbranche zu setzen. Vertrauen in die
Stimmbevölkerung zu haben, dass diese einen rationalen Umgang mit

MOTION
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN
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Umfrageergebnissen pflege, sei besser als Verbote zu erlassen und Eingriffe in die
Medien- und Wissenschaftsfreiheit vorzunehmen. 21

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Gewährleistung der kantonalen Verfassungen, die bei kantonalen
Verfassungsänderungen – etwa durch kantonale Volksinitiativen oder
Verfassungsrevisionen – von der Bundesversammlung vorgenommen werden muss, ist
in der Regel eine Routineangelegenheit. Nur sehr selten gibt es überhaupt eine Debatte
in den Räten. Dem Parlament wurde deshalb auch schon vorgeworfen, die Aufgabe der
Überprüfung der Vereinbarkeit der Änderungen mit der Bundesverfassung nicht ernst
genug zu nehmen. 2013 war diesbezüglich eine Ausnahme, weil die Räte die
Wahlrechtsreform im Kanton Schwyz nicht gutgeheissen hatten. Die Gewährleistungen
im Jahr 2014 entsprachen (fast) wieder der gängigen Tradition. Die Räte hiessen die
unbestrittenen Teilrevisionen in sechs Kantonen diskussionslos gut (ZH, BE, SO, BL, GR,
VD; BRG 14.037). Mehr zu reden – zumindest im Nationalrat – gab allerdings die neue
Verfassung des Kantons Genf: Ein Minderheitsantrag Andreas Gross (sp, ZH) wollte
Artikel 66 der neuen Genfer Verfassung, der ein Verbot des doppelten Neins für
Abstimmungen über den Finanzhaushalt vorsieht, nicht gewährleisten. Der Passus sah
vor, dass entweder ein Sanierungsvorschlag oder eine Steuererhöhung angenommen
werden muss. Gross beanstandete, dass so die Entscheidung für den Status Quo
ausgeschlossen sei. In seiner Botschaft machte der Bundesrat klar, dass dies nicht als
Einschränkung der politischen Rechte angesehen werden solle und beurteilte den
Passus deshalb als bundesrechtskonform. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dem
Antrag des Bundesrates. Zudem sei Artikel 66 eins zu eins von der alten Verfassung
übernommen und bei der alten Verfassung also schon gewährleistet worden. Gross, der
vergeblich darauf hinwies, dass man alte Fehler nicht zu wiederholen brauche, erhielt
lediglich 31 Stimmen aus seiner Fraktion. 126 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
gewährleisteten die gesamte Verfassung des Kantons Genf. Die umstrittenen
Teilrevisionen in den Kantonen Bern bzw. Tessin, in denen eine Verschärfung von
Einbürgerungen bzw. ein Burkaverbot festgeschrieben wird, standen 2014 noch nicht
auf der parlamentarischen Traktandenliste. Allerdings hatte der Bundesrat in seiner
Botschaft Ende Jahr die Gewährleistung des Tessiner Begehrens beantragt. Er halte das
Vermummungsverbot zwar für nicht sinnvoll, so der Bundesrat, aber juristisch lasse es
sich mit der Verfassung dann vereinbaren, wenn die Religionsfreiheit nicht tangiert
werde. Die Regierung stützte sich bei ihrer Begründung auf das Urteil des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte, der unlängst ein Burkaverbot in Frankreich
bestätigt hatte. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2014
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Frühjahr wurde im Nationalrat eine Motion Alder (sp, SG) behandelt, die bei einem
Parteiwechsel eines Parlamentariers die Rückgabe des Mandats an die ursprüngliche
Wahlliste forderte. Dies hätte zur Folge, dass ein Mitglied nach einem Parteiaustritt aus
dem Rat ausscheiden würde. Seit 1995 hatten drei Mitglieder des Nationalrates die
Partei- resp. Fraktionsfarbe gewechselt. Die jüngsten Beispiele Giezendanner (svp, AG)
und Borer (svp, SO) verursachten der FP durch ihren Übertritt in die SVP zwei
Mandatsverluste. Der Bundesrat vertrat die Auffassung, die Kandidatenstimmen seien in
aller Regel wesentlich und führten letztlich auch im Proporzwahlsystem zum
Mandatsgewinn der Partei. Das Parlament folgte dem Antrag des Bundesrates und wies
die Motion mit 71 gegen 12 Stimmen zurück. 23

MOTION
DATUM: 08.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

In der Presse wurde bereits im Januar versucht, einige Tendenzen des Wahljahres
vorwegzunehmen. Das rot-grüne Lager gab sich sehr optimistisch. Die SP wollte sich auf
den 1995 erzielten Sitzgewinnen nicht ausruhen. Ihr Ziel war es, ihre Position als
stärkste Fraktion zu halten und den Wähleranteil auf 25% zu steigern. Die Grünen
strebten laut Parteipräsident Baumann einen Rückgewinn der sechs vor vier Jahren
verlorenen Nationalratsmandate an. Die CVP setzte sich zum Ziel, im Zweikampf gegen
die SVP den Sieg davonzutragen. Die SVP gab sich zurückhaltend. Laut Generalsekretär
Baltisser stehe die grosse Aufgabe an, die 1995 neu dazugewonnene Basis in jenen

WAHLEN
DATUM: 13.10.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Kantonen, wo die SVP noch keine Tradition habe, zu halten. FDP-Generalsekretär
Matyassy forderte einen höheren Wähleranteil als 1995 und darüber hinaus wollte er die
SP/PdA-Fraktion im Bundeshaus überflügeln. Bei den kleinen Parteien wollte die LP
ihren Rückschlag von 1995 wieder wettmachen, die FP die – nach dem Übertritt von
Giezendanner (AG) und Borer (SO) zur SVP – verbleibenden fünf Nationalratssitze und
damit die Fraktionsstärke verteidigen. 24

Im Aargau erwies sich der bürgerliche Schulterschluss erneut als erfolgsbringend. Von
den 15 kantonalen Mandaten werden im neuen Parlament nurmehr drei Sitze durch die
Linke (alle SP) vertreten. Die SVP holte sich mit einer Steigerung auf 31,8%
Wählerstimmen und zwei zusätzlichen Mandaten den Wahlsieg. Der
Transportunternehmer und ehemalige FP-Nationalrat Giezendanner erreichte das
beste Wahlresultat im Kanton. Mit jeweils drei Mandaten lagen die SP (18,7%), die FDP
(17,2%) und die CVP (16,3%; +1) bereits deutlich zurück, wobei die beiden bürgerlichen
Parteien im Gegensatz zu den Sozialdemokraten moderate Stimmengewinne verbuchen
konnten. Die FP verlor ihre beiden bisherigen Sitze; die Grünen und der LdU mussten
ihren Sitz ebenfalls hergeben. Dagegen holte sich die EVP ein eigenes Mandat. 25

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Für die Wahlen 2011 traten 38 Nationalrätinnen und Nationalräte und 12
Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Damit gab es 2011 mehr Rücktritte als
2007; vor vier Jahren traten gesamthaft 24 Volks- und 14 Kantonsvertreterinnen und
-vertreter zurück. In drei Kantonen mussten mindestens die Hälfte der Nationalratssitze
ersetzt werden: im Kanton Tessin (vier von acht), in Graubünden (drei von fünf) und im
Kanton Schwyz (zwei von vier). Kein Sitz frei wurde in den Kantonen Wallis, Zug,
Schaffhausen, Neuenburg und Basel-Stadt. Den grössten Aderlass an bisherigen
Nationalräten hatte die FDP zu verkraften (10 Rücktritte). Von der SVP, der SP und der
CVP traten je acht Volksvertreterinnen und -vertreter nicht mehr an. Die Grünen
mussten zwei Rücktritte verteidigen und die BDP und die PdA je einen. André Daguet
(sp, BE) war zudem bereits per Ende Frühlingssession zurückgetreten, auch um damit
dem nachrückenden Corrado Pardini die Wahlchancen zu verbessern. Aus der kleinen
Kammer traten sechs Kantonsvertreter der FDP (Briner, SH; Büttiker, SO; Forster, SG;
Leumann, LU; Marty, TI und Schweiger, ZG), sowie je drei von der CVP (Inderkum, UR;
Maissen, GR; Stähelin, TG) und der SVP (Brändli, GR; Bürgi TG und Reimann, AG, der mit
Nationalrat Giezendanner eine Rochade plante) zurück. 26

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Ständeratswahlen dar. Wurden
Ständeratswahlkämpfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kündigte die Volkspartei den Kampf gegen den
„Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer“ an. Wenn die Wählerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, müsse sie die SVP im Ständerat stärken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Ständerat mit
Themen zu besetzen. Sie bekräftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat Christoph Blocher (ZH), Parteipräsident Toni Brunner (SG),
Fraktionspräsident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
François Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Ständerat Adrian Amstutz
(BE; im Ständerat seit Frühjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Ständeratswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem „Sturm aufs Stöckli“. 27

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Aargau kandidierten zwei Frauen und neun Männer für die Sitze im
Ständerat. Die SVP versuchte mit einer Rochade ihren Sitz zu halten. Der Bisherige
Maximilian Reimann kandidierte neu für die grosse und Nationalrat Ulrich Giezendanner
neu für die kleine Kammer. Die FDP trat mit der Bisherigen Christine Egerszegi an. Von
den restlichen neun Kandidaten wurden der Nationalrätin Pascale Bruderer (sp) gute
Chancen eingeräumt. Geri Müller (gp), Kurt Schmid (cvp) und der wild kandidierende
SVP-Politiker Lieni Füglistaller, der nicht mehr für den Nationalrat zur Wahl antreten
wollte, sich aber aufgrund parteiinterner Auseinandersetzungen schliesslich für die
kleine Kammer zur Verfügung stellte, durften sich ebenfalls Hoffnungen machen. Als
chancenlos wurden die Kandidaturen der GLP (Peter Schumacher) und der EVP (Roland
Bialek) eingeschätzt. Pius Lischer von den Parteilosen, Samuel Schmid von der Sozial-

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Liberalen Bewegung und René Bertschinger von der Familiä-Partei ergänzten den
Kandidatenreigen. 

Die SP schaffte nach rund 60-jähriger Durststrecke mit Pascale Bruderer wieder den
Einsitz im Ständerat. Der Nationalrätin gelang der Wechsel in die kleine Kammer im
ersten Wahlgang. Sie schaffte mit 93'293 Stimmen als einzige das absolute Mehr von
89'905 Stimmen. Egerszegi (88'829 Stimmen) und Giezendanner (77'530 Stimmen)
verpassten diese Hürde. Weiter abgeschlagen folgten Müller (28'829), Schmid (20'057),
Füglistaller (19'945) und Schumacher (10'122). Die restlichen Kandidierenden erreichten
weniger als 10'000 Stimmen. Trotzdem traten zwei von ihnen – Lischer und
Bertschinger – neben Egerszegi und Giezendanner für den zweiten Wahlgang noch
einmal an. Der Ausgang des zweiten Wahlgangs entsprach den Resultaten der Kantone
mit einer ähnlichen Ausgangslage: die SVP – hier mit Giezendanner – schien keine
Wählerinnen und Wähler ausserhalb ihrer eigenen Klientel anziehen zu können,
während die Konkurrenz – hier Egerszegi – im Gegenteil auch die Wählerschaft über die
eigenen Parteigrenzen hinaus zu mobilisieren vermochte. Egerszegi erreichte denn –
bei einer weitaus geringeren Wahlbeteiligung als im ersten Umgang (39,7%) – mit 91'973
rund 3'000 Stimmen mehr als im ersten Wahlgang, während Giezendanner mehr als
30'000 Stimmen einbüsste und nur noch 57'135 Wählerinnen und Wähler auf seiner
Seite hatte. Damit konnte Egerszegi ihren Sitz verteidigen, indessen sich die Rochade
der SVP zwischen Reimann und Giezendanner nur für ersteren ausbezahlte. Erstmals
wird der Kanton Aargau damit durch zwei Frauen vertreten. Dies war bisher lediglich in
den Kantonen Genf (1995-2007) und Zürich (1995-1999) der Fall gewesen. 28

Um die 15 Nationalratssitze im Kanton Aargau kämpften 280 Personen auf 22 Listen.
Vier Bisherige waren zurückgetreten, Doris Stump (sp), Markus Zemp (cvp), Walter Glur
(svp) sowie Lieni Füglistaller (svp), der als wilder Kandidat für den Ständerat kandidierte.
Damit wurden im Vergleich zu 2007 (18 Listen, 239 Kandidierende) sieben neue Listen
eingereicht. Neben der GLP (2 Listen) und der BDP traten auch die Piratenpartei und
die Sozial-Liberale Bewegung zum ersten Mal an. Zudem hatten sowohl die SVP als auch
die CVP erstmals zusätzlich Auslandschweizer-Listen eingereicht. 33,9% der
Kandidierenden waren Frauen (2007: 36%). Listenverbindungen eingegangen waren die
CVP und die BDP zusammen mit der Sozial-Liberalen Bewegung sowie die EVP und die
GLP zusammen mit den Grünen. Die Allianz SVP und EDU wurde auch im Aargau
geschmiedet. Die traditionellen Listenpartner SP und Grüne sowie FDP und SVP hatten
sich hingegen anders als 2007 nicht gefunden. 

Die grosse Verliererin der Nationalratswahlen im Kanton Aargau war die CVP, die nicht
nur ihren vor vier Jahren von der EVP eroberten dritten Sitz wieder abgeben musste,
sondern auch gleich noch einen weiteren Sitz verlor. Die 10,6% Wählerstimmenanteil (-
2,9 Prozentpunkte) reichten nicht, um die Listenpartnerin BDP (6,1%) zu distanzieren,
die einen Sitz erben konnte. Der zweite Sitz ging an die GLP (5,7%), die von der
Listenverbindung mit den Grünen (7,3%, -0,8 Prozentpunkte) und der EVP (3,2%, -1
Prozentpunkt) profitieren konnte. Die Grünen konnten ihren Sitz damit verteidigen, die
EVP den ihren aber nicht zurückerobern. Die mit Abstand stärkste Partei blieb die SVP,
die 34,7% Wähleranteil erzielte und trotz der Gewinne der BDP nur 1,5 Prozentpunkte
einbüsste. Sie verteidigte damit ihre sechs Sitze locker. Auch die SP konnte ihre drei
Sitze verteidigen. Sie legte gar leicht um 0,1 Prozentpunkte zu und kam auf 18,%
Wähleranteil. Knapp halten konnte die FDP mit 11,5% der Stimmen ihre beiden Sitze. Die
Freisinnigen verloren, verglichen mit den Wahlen 2007, aber 2,1 Prozentpunkte. Die SD
kam noch auf 0,4% Wähleranteil (-0,3 Prozentpunkte) während die EDU unverändert
1,2% der Aargauer Wählerschaft auf sich vereinen konnte. Abgewählt wurde Esther
Egger von der CVP. Neu nahmen Bernhard Guhl (bdp) und Beat Flach (glp) Platz in Bern.
Für die SP schafften es neu Cedric Wermuth und Yvonne Feri, welche für die in den
Ständerat gewählte Pascale Bruderer nachrückte. Maximilian Reimann zog für die SVP
wieder in die Grosse Kammer. Dort sass er bereit von 1987 bis 1995, bevor er 1995 bis
2011 den Aargau im Ständerat vertrat. Für die Wahlen 2011 wollte er mit Ulrich
Giezendanner die Plätze tauschen, was allerdings nur für Reimann ein positives Ende
nahm. Der Frauenanteil unter den Aargauer Abgeordneten betrug damit nur noch 26,7%
(2007: 40%). 48,5% der wahlberechtigten Aargauerinnen und Aargauer gingen an die
Urne (2007: 47,9%). 29
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Vor allem die Jungparteien kritisierten den Umstand, dass einige langjährige
Nationalrätinnen und Nationalräte noch einmal kandidierten. So trat etwa die SVP mit
Toni Bortoluzzi (svp, ZH), Max Binder (svp, ZH), Roland F. Borer (svp, SO), Ulrich
Giezendanner (svp, AG) und Luzi Stamm (svp, AG) mit fünf Kandidierenden an, die seit
20 Jahren in der grossen Kammer sitzen. Auch der wieder kandidierende Christoph
Blocher sass schon 24 Jahre im Nationalrat und der 80-Jährige Jacques Neirynck (cvp,
VD), der von 1999 bis 2003 und von 2007 bis 2011 in der grossen Kammer sass,
kandidierte ebenfalls noch einmal. Die Ankündigungen von Anita Thanei (sp, ZH) und
Andreas Gross (sp, ZH), für eine sechste Legislatur zu kandidieren führten innerhalb der
Zürcher Kantonalpartei zu einem neuen Verfahren: ab zwölf Amtsjahren muss zwei
Drittel der Delegiertenstimmen hinter sich vereinen, wer erneut für den Nationalrat
kandidieren will. Dieser Regel fiel Thanei, nicht aber Gross zum Opfer. Die Tessiner FDP
kennt eine parteiinterne Amtszeitbeschränkung von 12 Jahren, was für den
Parteipräsidenten Fulvio Pelli den Rücktritt bedeutet hätte. Die Partei entschied
allerdings, dass Pelli als Parteipräsident der FDP Schweiz erneut für die Kandidatur
zugelassen werden sollte. 30

WAHLEN
DATUM: 23.11.2011
MARC BÜHLMANN

Viel zu diskutieren gab im Kanton Zürich der Angriff von Christoph Blocher (svp) auf die
Sitze der Bisherigen und wieder antretenden Verena Diener (glp) und Felix
Gutzwiller(fdp). Die Chancen von Blocher standen allerdings nicht gut. Noch nie in den
letzten 50 Jahren war in Zürich ein amtierender Ständerat abgewählt worden und
ausserhalb der SVP-Klientel konnte der ehemalige Bundesrat nicht auf Unterstützung
hoffen. Weitere sechs Parteien schickten Kandidatinnen und Kandidaten ins Rennen,
wobei sie sich ihrer geringen Chancen bewusst waren, die Wahlen in die kleine Kammer
jedoch als Plattform nutzen wollten. Die SP trat mit Thomas Hardegger an, nachdem sie
sich gegen eine Kandidatur von Andreas Gross entschied, der Interesse signalisiert
hatte. Die Grünen nominierten Balthasar Glättli. Urs Hany wurde von der CVP und Maja
Ingold von der EVP ins Rennen geschickt. Komplettiert wurde das Feld durch Hans-
Jakob Heitz (parteifrei.ch) und Jakub Walczak (Partei Solidarische Schweiz). Die FDP gab
keine Wahlempfehlung für die SVP ab und brach damit eine Tradition. 2007 hatte sie
sich nach langem Ringen noch für den damaligen Kandidaten Ueli Maurer
ausgesprochen. Die BDP sprach sich für die beiden Bisherigen aus. Die SVP rief zu
einem Gutzwiller-Boykott auf und die SP unterstützte auch die Kandidatur der Grünen.

Das absolute Mehr von 173'162 wurde im ersten Wahlgang von keinem der
Kandidierenden erreicht. Diener (157'945) und Gutzwiller (153'548) lagen zwar relativ
deutlich vor Blocher (131'041), die Zersplitterung der Stimmen führte aber zum Novum
im Kanton Zürich, das bisherige Kantonsvertreter für einen zweiten Wahlgang antreten
mussten. Von den restlichen Kandidierenden kamen lediglich Hardegger (72'727) und
Glättli (68'036) auf mehr als 50'000 Stimmen. Beide zogen sich zusammen mit den
Kandidierenden der CVP und der EVP für den zweiten Umgang zurück. Dieser fand Ende
November statt und resultierte in der Bestätigung der beiden Bisherigen. Die
Reihenfolge hatte sich dabei allerdings umgedreht: Gutzwiller (239'005) erhielt mehr
Stimmen als Diener (214'436). Blocher war auch im zweiten Umgang überraschend weit
abgeschlagen (123'939) und erhielt praktisch keine Stimmen aus anderen Parteien als
der SVP, von denen für den zweiten Umgang ausser der EDU auch keine eine
Empfehlung für die SVP ausgegeben hatten. Die Stimmen der zurückgetretenen
Kandidierenden gingen an Diener und Gutzwiller, was den deutlichen Stimmenzuwachs
bei den beiden Bisherigen erklärte. Der Stimmenrückgang bei Blocher konnte durch die
schwache Mobilisierung der eigenen Wählerschaft erklärt werden. Die Stimmbeteiligung
beim zweiten Wahlgang war denn auch auf 42,3% zurückgegangen (1, Wahlgang:
46,8%). 31

WAHLEN
DATUM: 27.11.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Zürich kandidierten für die Nationalratswahlen 2015 insgesamt 873
Personen auf 35 Listen, was einen neuen Rekord hinsichtlich Listen, aber nicht
hinsichtlich Bewerberinnen und Bewerbern bedeutete – 2003 hatten sich gar 964
Personen für einen Nationalratssitz beworben. Vor 12 Jahren wurde im Kanton auch der
bisher höchste Frauenanteil unter den Kandidierenden gemessen (38.4%). Bei den
eidgenössischen Wahlen 2015 betrug dieser Anteil im Kanton Zürich noch 34.8%. Der
Altersschnitt aller Kandidierenden lag bei 41.6 Jahren. Die hohe Zahl an
unterschiedlichen Listen war auch dem zu erwartenden stärkeren Wettbewerb
geschuldet, war dem Kanton Zürich doch aufgrund des Bevölkerungswachstums ein
zusätzlicher Nationalratssitz (neu: 35 Sitze) zugesprochen worden. 
Die Linke verband ihre sieben Listen – neben der SP, der Juso, der GP und den jungen
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Grünen schlossen sich die Alternative Linke (Alternative Liste inkl. PdA und
kommunistische Jugend), die Zentrumspartei und die von Kunstschaffenden für die
Wahlen geschaffene Liste Kunst und Politik zusammen. Damit war es – anders als 2011 –
wieder zu einem grossen linken Zusammenschluss gekommen. Rechts verband sich die
SVP zusammen mit ihrer Jungpartei mit den vier Listen der EDU und mit der
Autofahrerliste. Kein Platz wurde den SD gewährt. Auch die Mitte verband sich. Zu
reden gab dabei, dass sich die GLP nicht nur mit CVP, BDP und EVP verband, sondern
dass sich in dem Zusammenschluss neben den Piraten und der Tierpartei auch die
Bewegung Ecopop befand, die noch im November 2014 mit der gleichnamigen Initiative
eine extreme Zuwanderungsbeschränkung gefordert hatte. Keine Verbindungen ging die
FDP ein. 
Mit Max Binder (svp, ZH), Toni Bortoluzzi (svp, ZH) und Andreas Gross (sp, ZH) traten drei
langjährige Zürcher Volksvertreter nicht mehr an. Die drei hatten seit 1991 im
Nationalrat gesessen. Ebenfalls vakant wurde der Sitz von Jacqueline Fehr (sp, ZH), die
im Frühjahr in die Zürcher Regierung gewählt worden war. Die Grünen mussten den Sitz
des zurückgetretenen Daniel Vischer (gp, ZH) verteidigen. Aufgrund der kantonalen
Wahlen versprachen sich die FDP, aber auch die SP, Chancen auf einen Sitzgewinn. Die
SVP wollte unbedingt ihren vor vier Jahren verlorenen zwölften Sitz zurückerobern.
Aber auch die EDU und die Alternative Liste hofften auf einen Überraschungserfolg. 

Anders als in den meisten Kantonen konnte sich im Kanton Zürich die SP als Siegerin
feiern lassen. Die Zürcher Genossen schafften mit Daniel Jositsch (sp, ZH) nicht nur
erstmals seit 1983 wieder den Sprung in den Ständerat – und zwar überraschenderweise
gleich im ersten Wahlgang  – sondern sie konnten auch zwei zusätzliche
Nationalratssitze gewinnen. Die neu neun Sitze wurden möglich, weil ein
Wählerzuwachs von 1.6 Prozentpunkten (neu: 20.9%) verzeichnet werden konnte. Ein
SP-Mandat wird von alt-Botschafter Tim Guldimann übernommen, der als
Auslandschweizer am vierthäufigsten auf die SP-Liste gesetzt worden war. Allerdings
ging einer der neuen SP-Sitze wohl auf Kosten der Zürcher Grünen, die nur noch zwei
Vertreter nach Bern schicken und 2.1 Prozentpunkte an Wählerstärke einbüssten
(6.3%). Über den stärksten Wählerzuwachs im Vergleich zu 2011 konnte sich die FDP
freuen. Der Sprung von 11.6% auf 15% bedeutete auch den Gewinn eines zusätzlichen
Sitzes (neu: 5 Sitze). Der SVP gelang die Rückeroberung ihres zwölften Sitzes dank eines
leichten Wählerzuwachses von 0.5 Prozentpunkten. Viel zu reden gaben aber die
starken Veränderungen innerhalb der Volkspartei selber. Mit Christoph Mörgeli (svp,
ZH), Ernst Schibli (svp, ZH) und Hans Fehr (svp, ZH) wurden gleich drei arrivierte
Parteigrössen abgewählt. Als fulminant wurde der Wahlerfolg von Roger Köppel (svp,
NR) bezeichnet, der zürichweit am meisten Stimmen erhielt und vom 17. Listenplatz an
die Spitze der Zürcher SVP-Vertreter gewählt wurde. Viele Stimmen erhielt auch der
neu antretende Hans-Ueli Vogt (svp, ZH), der wohl auch von seiner
Ständeratskandidatur profitierte. Zu den Verlieren gehörten neben den Grünen auch
die GLP (neu: 3 Sitze; 7.2%) und die BDP (neu: 1 Sitz; 3.6%), die je einen Sitz abgeben
mussten. Trotz leichten Wählerverlusten konnten die CVP (2 Sitze; 4%) und die EVP (1
Sitz; 2.8%) ihre Mandate halten. Die Alternative Liste (1.8%) und die EDU (1.6%)
verfehlten ihr Ziel eines Sitzgewinnes hingegen recht deutlich. Allerdings dürften beide
Parteien ihren jeweiligen Listenpartnern zu Sitzgewinnen verholfen haben. Mit
insgesamt 14 Frauen (SVP: 2 von 12; SP: 5 von 9, FDP: 2 von 5; GLP: 1 von 3; CVP: 2 von 2;
EVP: 1 von 1; BDP: 1 von 1) beträgt der Frauenanteil der Zürcher Delegation neu 40%
(2011: 29.4%). Die Wahlbeteiligung lag mit 47.3% einen halben Prozentpunkt höher als
noch 2011. 32

Aussenpolitik

01.01.98 - 01.01.18 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Beziehungen zu internationalen Organisationen

Traités simultanément lors d’un débat collectif au Conseil national, une motion Gysin
(ps, BL) demandant l’adhésion de la Suisse à l’ONU et un postulat Gross (ps, ZH)
réclamant l’établissement d’un rapport sur les relations entre les deux entités ont
permis de clarifier les positions des différents partis sur le sujet. Du côté des
opposants à l’adhésion à l’ONU, la droite nationaliste, soutenue par plusieurs membres
des trois partis gouvernementaux de droite, ont notamment argué du respect de la
volonté populaire exprimée en 1986. Les partisans ont eux rappelé que la Confédération
pourrait mieux défendre ses buts de politique étrangère en faisant partie de
l’organisation. En votation finale, les députés ont accepté la motion Gysin par 98 voix
contre 35 et le postulat Gross par 106 voix contre 25. Le Conseil des Etats a suivi l’avis
de la grande chambre et a transmis la motion du socialiste bâlois. 33

MOTION
DATUM: 08.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Zwischenstaatliche Beziehungen

Une motion Gross (ps, ZH) déposée au Conseil national a demandé au Conseil fédéral
d’entreprendre les démarches afin de présenter un projet à l’Assemblée fédérale en
vue de la ratification du protocole additionnel à la Convention de sauvegarde des
droits de l’homme et des libertés fondamentales de 1952. La Suisse, qui a signé ce
protocole en 1976, ne l’a en effet pas encore ratifié. Le Conseil fédéral, tout en
précisant que la présentation au parlement d’un message concernant le protocole
additionnel à la Convention européenne de sauvegarde des droits de l’homme et des
libertés fondamentales était inscrite au programme de législature 2003-2007, a
proposé d’accepter la motion en question. La discussion au Conseil national a
cependant été renvoyée suite à l’opposition d’Ulrich Schlüer (udc, ZH). 34

MOTION
DATUM: 18.06.2004
ELIE BURGOS

Entwicklungspolitik

Le Conseil national a adopté un postulat Gross (ps, ZH) invitant le Conseil fédéral à
examiner la possibilité de se joindre à l’action de la France et du Royaume-Unis et de
scolariser un million d’enfants en Afrique d’ici à 2012. Ce postulat vise à participer aux
Objectifs du millénaire pour le développement qui ont notamment pour but de
scolariser tous les enfants de ce continent d’ici à 2015. 35

POSTULAT
DATUM: 07.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Nachdem das erste ordentliche Rüstungsprogramm 2015 in den Räten in der Sommer-,
respektive der Herbstsession bereits genehmigt worden war, legte der Bundesrat Mitte
August ein weiteres Rüstungsprogramm "plus" vor. In der Botschaft über die
zusätzliche Beschaffung von Rüstungsmaterial 2015 wurden Güter im Umfang von
weiteren CHF 874 Mio. beantragt. Dabei wurden dem Parlament vier Gesuche
unterbreitet: eine teilweise Erneuerung der Telekommunikationsmittel der Armee (CHF
118 Mio.), eine Ergänzung der Munitionsbestände für Pistolen und Sturmgewehre (CHF
100 Mio.), die Nutzungsverlängerung eines Fliegerabwehrsystems (CHF 98 Mio.) im
Rahmen des Projekts "Bodengestützte Luftverteidigung 2020" (BODLUV 2020) sowie,
als Löwenanteil von CHF 558 Mio., die Werterhaltung der veralteten Duro-Fahrzeuge. 
In der Eintretensdebatte im Nationalrat eröffnete der Berichterstatter der SiK-NR, Beat
Flach (glp, AG), die Diskussion mit einer Globalsicht auf die Weiterentwicklung der
Armee, die eine Vollausrüstung zum Ziel habe und inzwischen vom Parlament weit
vorangetrieben worden sei. Deshalb seien auch die vorgelegten Investitionen berechtigt
und nötig. Die ersten drei Positionen waren in der SiK denn auch nicht bestritten, wohl
aber die vierte, die Aufwertung der seit 1993 beschafften Duro-Lastwagen und zwar
insbesondere wegen der hohen Investition von über CHF 200'000 pro Stück. Letztlich
konnte sich die Kommission aber doch durchringen, dem Gesamtpaket gute Argumente
für die Beratungen mitzugeben und Eintreten mit 18 zu 7 Stimmen zu beschliessen.
Erstmals äusserte sich auch die FK zu einem Rüstungsgeschäft, deren Referent Müller
(cvp, LU) aus finanzieller Sicht ebenfalls grünes Licht gab, es sich jedoch nicht nehmen
liess, ebenfalls Bedenken zum Duro-Werterhalt zu äussern. Da aber mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Vorgehen eine längere Nutzungsdauer erzielt werden
könne, als mit neu zu beschaffenden Fahrzeugen, kam auch die FK zum Schluss, dass
die Investition berechtigt sei. Seinem Votum war im Wesentlichen auch zu entnehmen,
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dass durch frei gewordene Kapitalreserven genügend Mittel für dieses zusätzliche
Rüstungsprogramm vorhanden waren. 
Im Anschluss an die Kommissionspositionen wurden die Argumente der Fraktionen
vorgebracht. Thomas Hurter (svp, SH) legte die Einstellung der SVP dar, die mit einer
knappen Mehrheit für das Geschäft einstand. Innerhalb der sonst armeefreundlichen
Partei gab es aber auch eine stattliche Gegnerschaft um den Aargauer Ulrich
Giezendanner (svp, AG), der mit 22 Mitstreitern gegen die Duro-Revision einstand.
Wenig überraschend wehte Gegenwind vor allem von links. Die Ablehnung von
Giezendanner und Parteikollegen war denn ein von den Grünen und der SP gerne
angenommener Steilpass, so dass von Beginn weg der Erfolg des bundesrätlichen
Antrags nicht sicher war. Eintreten wurde schliesslich mit 136 zu 50 Stimmen
beschlossen.
In der Detailberatung standen dem Antrag der Regierung zwei Kürzungsanträge aus den
Reihen der SiK gegenüber, wovon einer der Mehrheitsantrag war. Ein weiterer
Minderheitsantrag II (Büchler) lautete auf Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.
Die FK stellte sich ebenfalls hinter den Antrag des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit wollte das Volumen zur Werterhaltung der Duro-Lastwagen um
CHF 100 Mio. kürzen, jedoch ohne zu präzisieren, in welchem Bereich eingespart
werden soll. Die Minderheit I (Fridez) (sp, JU) wollte den Einsatz von CHF 98 Mio. zur
Beschaffung von Ersatzkomponenten der mobilen Kommunikation streichen und diese
Position bei CHF 20 Mio. belassen. Die im RP 15plus skizzierte Beschaffung von neuen
Kommunikationssystemen soll schrittweise bis 2027 erfolgen, wobei für eine
Planungsphase eben diese übrig bleibenden CHF 20. Mio. veranschlagt worden sind. Die
zu kürzenden CHF 98 Mio. seien für erste Anschaffungen vorgesehen – Käufe, die
gemäss der Meinung der Kommissionsminderheit I auch zu einem späteren Zeitpunkt
budgetiert werden können.
Die Wortmeldungen glichen sich in der Debatte und hauptsächlich wurde das "Fitness-
Programm", wie es Nationalrat Müller (fdp, SG) nannte, für den Duro besprochen.
Mehrere Votanten hielten die rund CHF 250'000 pro Duro-Umbau für zu hoch
angesetzt. Auf der anderen Seite war man sich einig, dass eine Fahrzeug-
Neubeschaffung kaum möglich sei, weil der Duro seinerzeit als quasi massgefertigtes
Produkt an die Schweizer Armee geliefert wurde. Die Nutzungsverlängerung des
Fliegerabwehrsystems kam in der Detailberatung nicht zur Sprache. In den
Gesamtabstimmungen obsiegte die Kommissionsminderheit II mit 98 zu 90 Stimmen
knapp, die Kommissionsminderheit I unterlag mit 52 gegen 140 Stimmen deutlich. Damit
wurde das Geschäft im Sinne der Regierung an den Ständerat überwiesen. Mit 149 zu 43
Stimmen wurde überdies die Ausgabenbremse gelöst. 36

Bevölkerungsschutz

Le socialiste Andreas Gross (ZH) a défendu au Conseil national une initiative
parlementaire visant à la suppression de l’obligation de servir dans la protection civile.
Dressant le constat que la protection civile n’avait pas assez de tâches à accomplir par
rapport au nombre important de citoyens qui y étaient astreints, l’auteur de l’initiative
a proposé de substituer à ce service obligatoire une organisation basée sur le
volontariat. Cette nouvelle organisation se verrait également attribuer de nouvelles
missions, plus en rapport avec la situation actuelle. Chargée d’étudier cette question, la
CPS a convenu que les objectifs et les structures actuelles de la protection civile
étaient dépassées, du fait de l’héritage de la guerre froide et de la menace nucléaire,
bien qu’une première restructuration intitulée PC 95 était encore en cours. Toutefois,
la majorité de la commission (14 voix contre 8 et 3 abstentions) n’a pas voulu se
prononcer en faveur de l’initiative. Elle a en effet estimé que le concept de la
protection civile devait être étudié dans le cadre du projet «Armée XXI». De plus, elle a
argué que le maintien de l’obligation de servir à la PC ne signifiait pas que des cours
devaient être organisés chaque année, par contre cela avait l’avantage de garder à
disposition un certain nombre de personnes en cas de besoin, ceci sans devoir recourir
à la persuasion. Finalement, le Conseil national a suivi la proposition de la CPS par une
majorité de 94 voix contre 70. 37
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Partant du même constat que Andreas Gross, à savoir que la PC n’a que peu de tâches à
accomplir, mais n’arrivant pas aux mêmes conclusions, Peter Föhn (udc, SZ) a proposé
dans un postulat que l’on attribue à la PC des tâches de surveillance, à l’instar de ce
que font les sociétés privées de gardiennage. Arguant du devoir de l’Etat de s’occuper
de la sécurité intérieure du pays, il a également proposé de faire appel à l’armée, là où
les capacités de la PC seraient insuffisantes. La discussion a été renvoyée. 38

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt für Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte überdies eine
Prüfung der Entlastungsmöglichkeiten von grösseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschäftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschäftigten nicht mehr statistisch erfasst würden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen könnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstössen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstärke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten für, SP, GLP und die Grünen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Ständerat aus. Die kleine Kammer folgte im März 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschäfte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Ständerat Föhn (svp, SZ) sein
Erstaunen darüber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark berücksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. 39

MOTION
DATUM: 23.09.2015
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Kurz nach der Abstimmung zur "Milchkuh-Initiative", die wie ein Damokles-Schwert
über dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) gehangen hatte
und überraschend deutlich abgelehnt worden war, nahm der Nationalrat als Zweitrat
die Debatte über den NAF auf. Die KVF-NR beantragte dem Rat Eintreten auf die
Entwürfe 1, 3 und 4, aber Nichteintreten auf den Entwurf 2, dem Bundesgesetz zum
NAF. Der Nichteintretensantrag folgte automatisch aus der Ablehnung in der
Kommissionsabstimmung: Kommissionsmitglieder von rechts lehnten den Entwurf
wegen der enthaltenen Erhöhung des Mineralölsteuerzuschlags ab und
Kommissionsmitglieder von links stimmten wegen den zu hohen Kosten für die
Bundeskasse gegen den Entwurf. Eine Minderheit Burkart (fdp, AG) verlangte Eintreten
auf Entwurf 2 und eine Minderheit Rytz (gp, BE) wollte die Vorlagen 1 bis 4 mit dem
Auftrag, vor der Beratung des NAF eine Gesamtschau der Verkehrsentwicklung bis 2040
unter Berücksichtigung aller Verkehrsträger und -mittel vorzulegen, an den Bundesrat
zurückweisen. Der Antrag Burkart wurde einstimmig angenommen, der Antrag Rytz mit
141 gegen 51 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. In der folgenden Debatte zum
Bundesbeschluss über die Schaffung des NAF wurden Anträge aus allen Richtungen
abgelehnt: Erfolglos verlangte Jürg Grossen (glp, BE) mit seinen Anträgen zur
Besteuerung von Elektrofahrzeugen, dass die Abgabe sich an der Leistung orientiere
und dass eine bestimmte Marktdurchdringung durch die E-Mobilität gegeben sein
müsse, bevor die Abgabe in Kraft trete. Die Anträge von Evi Allemann (sp, BE), welche
die Schonung der Bundeskasse beabsichtigten, wurden ebenso abgelehnt wie die
Anträge von Ulrich Giezendanner (svp, AG) oder Walter Wobmann (svp, SO). Die
Annahme der Mehrheitsanträge führte dazu, dass in der umstrittenen Frage der
Erhöhung des Mineralölsteuerzuschlags die Erhöhung um 4 Rappen gemäss Ständerat
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angenommen wurde, bei der Zweckbindung der Mineralölsteuererträge aber eine
Differenz zum Ständerat geschaffen wurde: Hatte dieser eine Zweckbindung von
"maximal" 60% nach zwei Jahren beschlossen, so entschied der Nationalrat für "fix"
60% sofort bei Inkrafttreten. Weiter beschloss die grosse Kammer, dass der
Strassenfonds bei grösseren Sparprogrammen des Bundes nicht angetastet wird. Der
Rat verwehrte dem Bundesrat zudem die Kompetenz zur Anpassung der Benzinsteuer
an die Teuerung. Dem Entwurf 1 wurde schliesslich mit 132 zu 62 Stimmen zugestimmt
und die weiteren Entwürfe wurden ebenfalls deutlich angenommen. Aussergewöhnlich
war das Abstimmungsresultat zum Netzbeschluss (Entwurf 3): 150 Ja-Stimmen standen
43 Enthaltungen aus den Reihen von SP und Grünen gegenüber. 
Im Rahmen der Debatte zum NAF wurden zwei weitere Geschäfte behandelt: Zum Einen
die Motion der KVF-SR 16.3009, welche vom Bundesrat bis Ende 2017 eine Vorlage zur
Einführung einer E-Vignette verlangt, zum Anderen eine Motion der KVF-NR 16.3349,
welche ein Reporting über die Kosten für Betrieb und Unterhalt der Netzbeschluss-
Strecken verlangt. Die Motion zur E-Vignette war schon im März im Ständerat
angenommen worden und fand auch im Nationalrat eine Mehrheit, obschon
Befürchtungen um eine Verletzung der Privatsphäre geäussert wurden. Die Motion zum
Reporting über die Kosten der Netzbeschluss-Strecken war im Zusammenhang mit dem
NAF insofern wichtig, als zwischen den Kantonen und dem ASTRA Uneinigkeit über die
Kosten bestand und diese Kosten, sollte der Netzbeschluss im NAF integriert sein, auch
im Rahmen des NAF gedeckt werden sollten. Das ASTRA sah Kosten in der Höhe von
CHF 105 Mio. auf die Bundeskasse zu kommen, die Kantone gingen jedoch von Kosten
von nur CHF 35 Mio. aus. Mit dem Reporting sollten die effektiven Kosten bestimmt
werden. Im Nationalrat wurde die Motion angenommen. 40

Verkehrspolitik

In der Sommersession 2015 nahm der Nationalrat die Beratung zur Volksinitiative „Für
eine faire Verkehrsfinanzierung“ (Milchkuh-Initiative) auf. Wie schon in der kleinen
Kammer gab es auch in der Volkskammer einen Rückweisungsantrag, der die Beratung
der Initiative mit der Behandlung des NAF verknüpfen wollte. Der Rückweisungsantrag
war von Nationalrat Français (fdp, VD) eingereicht und von rund einem Dutzend
Mitgliedern der SVP-Fraktion mitunterzeichnet worden - auch von Mitgliedern des
Initiativkomitees. Martin Candinas (cvp, GR) legte für die Kommissionsmehrheit dar,
weshalb eine gemeinsame Behandlung von Volksinitiative und NAF nicht wünschenswert
sei. Er warf dabei dem Initiativkomitee fehlende Kompromissbereitschaft vor, was von
den Nationalräten und Mitgliedern des Initiativkomitees Rime (svp, FR), Binder (svp, ZH)
und Amstutz (svp, BE) bestritten wurde. Als Roger Nordmann (sp, VD) für die
Kommission sprach und der Initiative einen extremistischen Charakter bescheinigte,
empörte sich die SVP-Fraktion. Ulrich Giezendanner (svp, AG), ebenfalls ein Mitglied des
Initiativkomitees, forderte eine Entschuldigung für diese "Riesenfrechheit" – was
Nordmann jedoch ausschlug. Der Rückweisungsantrag der Minderheit Français wurde
äusserst knapp mit 93 zu 91 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Für die
Rückweisung stimmten die geschlossenen Fraktionen von SVP und FDP mit einzelnen
Stimmen aus der CVP und der BDP. Die Fraktionen von SP, Grünen und GLP stimmten
geschlossen dagegen. In der weiteren Debatte in der grossen Kammer argumentierten
die Gegnerinnen der Vorlage mit den CHF 1.5 Mia., welche der Bundeskasse wegen der
Initiative entgehen würden und mit den deswegen notwendigen Sparmassnahmen. Die
Befürworterseite stellte hingegen die Vernachlässigung der Strasseninfrastruktur und
die hohe Belastung durch Abgaben im Strassenverkehr in den Vordergrund. Der
Minderheitsantrag Wobmann (svp, SO), der die Initiative zur Annahme empfehlen wollte,
unterlag dem Mehrheitsantrag der Kommission schliesslich mit 97 zu 65 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Für die Minderheit stimmte die geschlossene SVP-Fraktion und ein gutes
Drittel der FDP-Fraktion. Die Hälfte der Mitglieder der FDP-Fraktion enthielt sich der
Stimme oder entzog sich der Abstimmung. Während die Fraktionen von SP, Grünen und
GLP geschlossen für den Mehrheitsantrag stimmten, taten dies die Fraktionen von CVP
und BDP grossmehrheitlich. 41

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI

Im November 2016 richtete der Bundesrat seine Botschaft zum Regionalen
Personenverkehr 2018-2021 und den zugehörigen Verpflichtungskredit an das
Parlament. Zum Einen sollte mit einer Änderung des Personenbeförderungsgesetzes
(PBG) der Zahlungsrahmen als Instrument der Abgeltung von Leistungen des regionalen
Personenverkehrs durch den Verpflichtungskredit ersetzt werden. Zum Anderen sollte
mit einem Bundesbeschluss ein Verpflichtungskredit von CHF 3'959,6 Mio. für die
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Abgeltung von Leistungen des regionalen Personenverkehrs in den Jahren 2018 bis 2021
bewilligt werden. 
Als Erstrat nahm der Ständerat die Beratung des Geschäfts am 8. März 2017 auf. Die
Kommissionsmehrheit der KVF-SR empfahl dem Rat, auf das Geschäft einzutreten, die
Änderung des PBG anzunehmen und den Verpflichtungskredit um CHF 144 Mio. zu
erhöhen. Bundesrätin Leuthard rief mit ungewohnt starken Worten zur
finanzpolitischen Vernunft auf und kritisierte, dass diverse Unterstützerinnen und
Unterstützer der Kommissionsmehrheit im Rat ihre Interessenbindungen nicht
offengelegt hatten. Eine Minderheit Wicki (fdp, NW) wollte dem Verpflichtungskredit
gemäss Bundesrat zustimmen. Die kleine Kammer trat ohne Gegenantrag auf die
Vorlage ein und stimmte der Änderung des PBG einstimmig zu. Mit 26 zu 17 Stimmen
(keine Enthaltungen) folgte der Rat der Kommissionsmehrheit, erhöhte den
Verpflichtungskredit und strich einen Artikel, der eine gestaffelte Freigabe der Mittel
des Kredits vorsah. 
Der Nationalrat nahm die Debatte am 3. Mai 2017 auf. Die Mehrheit der KVF-NR
empfahl, auf die Vorlage einzutreten, der Änderung des Personenbeförderungsgesetzes
zuzustimmen und beim Verpflichtungskredit dem Beschluss des Ständerates zu folgen.
Eine Minderheit Giezendanner (svp, AG) verlangte Nichteintreten und eine Minderheit
Bühler wollte bezüglich der Höhe des Verpflichtungskredits dem Bundesrat folgen. Die
Finanzkommission äusserte sich ebenfalls zu diesem Geschäft: Eine
Kommissionsmehrheit empfahl, bezüglich des Verpflichtungskredits dem Bundesrat zu
folgen, eine Minderheit Hadorn (sp, SO) wollte hingegen dem Ständerat folgen. Mit 133
zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen trat der Nationalrat auf die Vorlage ein. Die
Gesetzesänderung wurde mit 141 zu 40 Stimmen bei 9 Enthaltungen angenommen,
wobei sämtliche Gegenstimmen und Enthaltungen aus der SVP-Fraktion stammten, die
in dieser Sache ungewöhnlich gespalten auftrat. Der vom Ständerat aufgenommenen
Erhöhung des Verpflichtungskredits stimmte der Nationalrat mit 98 zu 92 Stimmen bei
einer Enthaltung zu, ebenso bestätigte die grosse Kammer die Streichung des Artikels
zur gestaffelten Auszahlung der Gelder mit 116 zu 76 Stimmen (keine Enthaltungen). In
der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen bei 5
Enthaltungen der ständerätlichen Fassung zu. Am 16. Juni 2017 nahm der Nationalrat die
Vorlage in der Schlussabstimmung mit 149 zu 45 Stimmen bei 2 Enthaltungen an, wobei
erneut alle Gegenstimmen und Enthaltungen aus den Reihen der SVP stammten. Der
Ständerat stimmte in der Schlussabstimmung am selben Tag mit 43 zu 1 Stimme (keine
Enthaltungen) zu. 42

Strassenverkehr

Le conseiller national Giezendanner (udc, AG) a lancé en juin une initiative
parlementaire, cosignée de 96 députés, qui a fait couler beaucoup d’encre dans la
presse nationale. L’initiative réclame l’ouverture d’un deuxième tube autoroutier au
Gothard afin d’améliorer la sécurité. Quant à l’initiative populaire fédérale «pour une
deuxième galerie au tunnel autoroutier du Saint-Gothard», lancée par le Parti de la
liberté, son délai imparti pour la récolte de signatures a expiré en juillet. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.07.1999
LAURE DUPRAZ

L'initiative parlementaire d'Ulrich Giezendanner (udc, AG) pour entreprendre la
planification des travaux d'une deuxième galerie autoroutière au Saint Gothard a
recueilli le soutien du Conseil National (93 voix contre 86 et 3 abstentions). Dans le
camp des oui se trouvaient les UDC, PRD et PL, et dans le camp des non les PS, les
Verts, les évangéliques et apparentés et la majorité des PDC (16/12). Le vote du National
allait à l'encontre de celui de sa Commission des transports, qui avait par 13 voix contre
12 proposé de ne pas donner suite à l'initiative. Elle l'avait repoussé car elle considérait
que celle-ci allait à l'encontre de la politique des transports qui visait à renforcer le
transfert des marchandises de la route sur le rail. 44

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2000
PHILIPPE BERCLAZ

L’initiative "Avanti – pour des autoroutes sûres et performantes" a abouti en janvier
avec 105'024 signatures valables. En attendant le contre-projet que le Conseil fédéral
avait promis, le PRD et le PDC ont présenté un catalogue de mesures globales pour
régler les problèmes de circulation en Suisse. Ces rapports avaient une portée générale;
ils devaient à la fois répondre à l’initiative Avanti et à l’initiative parlementaire
Giezendanner (udc, AG) (99.421). Ces deux initiatives avaient comme point commun le
percement d’un deuxième tunnel routier au Gothard. Le document stratégique du PRD,
formulé en contre-projet d’Avanti, reprenait ses aspects majeurs, avec une exception
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pour ce qui concernait l’A1 entre Berne et Zurich; il proposait de limiter l’élargissement
à six voies aux goulets entre Haerkingen (SO) et Wiggertal, ainsi qu’au contournement de
Zurich. A l’instar du PRD et de l’UDC, le PDC a aussi manifesté, via son rapport, son
soutien au percement d’un deuxième tunnel du Gothard. Sa position était toutefois
plus tranchée que celle du PRD, car ses priorités allaient à la construction des NLFA et
le transfert de la route vers le rail. 45

Pour préparer son contre-projet, le Conseil fédéral s’est basé sur un document qui
analysait l’évolution de la charge de trafic sur l’ensemble du réseau routier d’ici à 2020.
Pour lui, les flux autour des agglomérations, ainsi que sur quelques tronçons
d’autoroute, poseront problème à l’avenir. Une ébauche du contre projet a été rendue
public en août, la version définitive est attendue pour le printemps 2002. Elle prévoit
d’aménager les tronçons autoroutiers les plus encombrés et de désengorger les axes
autour des grandes agglomérations. Le Gothard ne figure pas parmi les routes
surchargées. D’après l’étude, c’est essentiellement le trafic Nord-Sud des vacanciers
qui cause une cinquantaine de jours de congestion par an. Par conséquent, le
percement d’un deuxième tunnel ne se justifiait pas pour le Conseil fédéral. Son
contre-projet ambitionnait avant tout de cordonner le développement de la route et du
rail en respectant la politique suisse des transports modal du premier vers le second.
Toujours pour faire face à l’initiative, le Conseil fédéral proposait qu’un second article
constitutionnel soit inséré dans le projet de la nouvelle péréquation financière avec les
cantons, donnant à la Confédération une responsabilité en matière de trafic
d’agglomération. Sans attendre la portée de cette proposition, le Conseil fédéral a pris
deux mesures à court terme. Le crédit alloué aux entreprises de transport régional et
local passera de CHF 130 à 170 millions dès 2002, afin de leur permettre de faire face
aux investissements les plus importants. Les projets des transports publics en
agglomération seront, d’autre part, pris en compte dans la deuxième étape de Rail
2000, ainsi que dans la convention sur les prestations 2003-2006 conclue avec les CFF.
Il est à noter que sur la question du percement du Gothard, l’étude de l’Office fédéral
des routes (OFROU), commandée par la sous-commission des transports du Conseil
national pour l’application de l’initiative Giezendanner (99.421), aboutissait à un résultat
totalement opposé de la simulation prise en compte par le Conseil fédéral. Les mesures
prônées par la sous-commission l’étaient par conséquent aussi. Afin de pouvoir lancer
une consultation et rédiger un message pour le Conseil national, la sous-commission a
décidé de ne pas intégrer l’initiative parlementaire dans le débat à venir sur l’initiative
Avanti. Elle préférait distinguer les deux textes afin que le peuple puisse en priorité se
prononcer sur le principe de la construction d’un deuxième tunnel routier au Gothard
(initiative Giezendanner). Bien qu’il n’ait pas à intervenir à ce stade de la procédure,
Moritz Leuenberger a approuvé le choix de la sous-commission.
Seul le PS a manifesté son soutien à l’encontre du Conseil fédéral face à l’initiative
Avanti. L’UDC souhaitait clairement le deuxième tunnel routier sous le Gothard et
appuyait l’initiative. Le PRD était également favorable au Gothard bis, mais refusait
l’idée d’un vote séparé proposé par la sous-commission du Conseil national. Quant au
PDC, il demandait au Conseil fédéral d’examiner la compatibilité entre le second tube
routier et l’article sur la protection des Alpes. 46

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.09.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Bien que l’initiative Avanti demandait aussi le percement d’un deuxième tunnel au
Gothard, la sous-commission des transports du Conseil national, en charge de
concrétiser l’initiative Giezendanner (udc, AG), a décidé de poursuivre ses travaux
indépendamment d’elle. Sa tâche était de modifier le texte de l’Initiative des Alpes, qui
interdit tout développement des routes en transit depuis 1994. Ayant pris
connaissance, mais ne se satisfaisant pas des résultats de l’étude analysant l’évolution
de la charge du trafic sur l’ensemble du réseau routier d’ici 2020, la sous-commission a
demandé à l’OFROU de réaliser des simulations supplémentaires sur base de variables
de départ différentes. Les nouveaux résultats invitaient à considérer qu’un deuxième
tunnel ne serait pas superflu. A la lumière de ces conclusions et des contours du
contre-projet à Avanti, elle a tenu à éclaircir la situation et à rappeler la distinction
entre les deux objets. A la fin du mois d’octobre, la commission des transports du
Conseil national est entrée en matière par 14 voix contre 10 sur l’initiative
Giezendanner. La minorité rose-verte s’est opposée en vain à ce développement du
tissu routier au cœur des Alpes. Aux yeux de la majorité bourgeoise, l’infrastructure ne
pourra pas assumer les augmentations de trafic à venir. Par conséquent, la circulation
séparée en deux tunnels serait à même de minimiser les risques d’accidents. Pour la
gauche, en revanche, un deuxième tunnel augmenterait la circulation et l’insécurité sur
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tout le réseau routier. La commission n’a toutefois pas mis un point final à l’élaboration
du projet de loi, car elle voulait disposer d’informations supplémentaires. La sous-
commission a donc été priée de retravailler son rapport, notamment pour y amener des
précisions sur les éléments concernant la sécurité. 47

Dans le cadre de l'initiative parlementaire Giezendanner (udc, AG), la CTT-CN a
approuvé la proposition de sa sous-commission d'ouvrir une procédure de
consultation sur le doublement du tunnel routier du Gothard. Lors de la présentation
de son contre-projet à Avanti, la CTT-CN a dévoilé les résultats. Quatre cantons
(Appenzell Rhodes Intérieures, Bâle-Campagne, Obwald, Tessin), le PL, le PRD, l'UDC,
Economiesuisse et le lobby de la route (TCS, FRS, ASTAG) se sont déclarés favorables à
une planification immédiate d'un deuxième tube, puis une construction en
coordination avec celle du réseau autoroutier suisse. Treize cantons (Bâle-Ville, Berne,
Grisons, Jura, Lucerne, Neuchâtel, Nidwald, Schaffhouse, Schwyz, Soleure, Uri, Vaud,
Zoug, Zurich) se sont opposés au doublement. Le PCS, le PS, l'UDF et les Verts, ainsi
qu'une pléiade d'organisation environnementales (ATE, WWF) et l'Initiative des Alpes,
ont également manifesté leur opposition. Argovie, Appenzell Rhodes Extérieures,
Fribourg, Genève, Glaris, Uri, Valais et le PDC étaient d'accord avec un début immédiat
de la planification, mais sous conditions. Il est à noter qu'Uri s'est déclaré défavorable à
une dérogation de l'article constitutionnel sur la protection des Alpes sous couvert
d'une modification constitutionnelle. St Gall et Thurgovie ont renoncé à donner un avis.
Les résultats de cette consultation n'ont toutefois pas été utilisés, car le traitement par
la commission de l'initiative Giezendanner a été gelé. L'initiative Avanti avait la priorité
des membre de la commission, alors que Moritz Leuenberger souhaitait que le
parlement les traite ensemble. (Pour le procès de la discussion d'un second tube pour
le tunnel autoroutier du Gothard afin de réfaire celui-ci, voir ici (2008) et ici (2016).) 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Diskussionslos überwies das Parlament eine Motion Giezendanner (svp, AG), welche
Treibstofftransporte des Bundes an privatwirtschaftliche Betriebe mit der LSVA
belasten will. 49

MOTION
DATUM: 26.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zu einer Änderung des
Schwerverkehrsabgabegesetzes, welche administrative Abläufe effizienter gestalten
will und Massnahmen gegen säumige Zahler vorsieht. Giezendanner (svp, AG) zog seine
Motion betreffend Änderung der LSVA-Verordnung (Erhebung der LSVA aufgrund der
Stammnummer in Kombination mit dem Kontrollschild) (04.3715) zurück, da sein
Anliegen erfüllt war. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Bundesrat lehnte eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) ab,
welche die Wiederzulassung von öffentlichen Rundstreckenrennen (und damit auch
Formel-1-Autorennen) verlangt. Angesichts der kleinräumigen Verhältnisse und der
wirtschaftlichen Voraussetzungen sei der Bau einer modernen, für Formel-1-Rennen
geeigneten Rundstrecke in der Schweiz kaum realisierbar. Dagegen sprächen auch
Umweltschutz- und Verkehrssicherheitsüberlegungen. Die Mehrheit der KVF-NR hatte
sich für das Begehren ausgesprochen. 51

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Giezendanner (svp, AG), welche zur Beförderung gefährlicher Güter auf der Strasse
neben dem Eidgenössischen Gefahrengutinspektorat auch private Unternehmen zur
Prüfung von diesbezüglichen Behältern zulassen will. Der Nationalrat stimmte einer in
die gleiche Richtung zielenden Motion Theiler (fdp, LU) (06.3470) zu. Abgeschrieben
wurden zudem die Motionen Borer (svp, SO) (04.3190), Aufhebung des Reklameverbots,
und Amstutz (svp, BE) (04.3463), öffentliches Raserregister. 52

MOTION
DATUM: 20.12.2006
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Le Conseil national a adopté tacitement une motion Giezendanner (udc, AG) chargeant
le Conseil fédéral d’adapter les directives et prescriptions régissant les projets de
construction de routes afin de diminuer considérablement la durée des chantiers et,
par là même, d’en atténuer les conséquences négatives pour le trafic et l’économie. Le
gouvernement a accueilli favorablement la motion, tout en rappelant que la durée des
travaux ne constitue qu’un critère parmi les plus importants (qualité des travaux,
sécurité, coûts, nuisances pour les riverains, etc.). 53

MOTION
DATUM: 11.12.2009
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a adopté, par 26
voix contre 11, la motion Giezendanner (udc, AG) visant à réduire la durée des chantiers
et à garantir un traitement équitable des petites et moyennes entreprises (PME) dans la
procédure d’adjudication pour les projets de constructions routières. Ce faisant, les
sénateurs ont désavoué leur CTT, qui recommandait le rejet du texte, au motif que
l’OFROU avait déjà pris les mesures nécessaires et que la durée des chantiers ne
constitue qu’un critère d’adjudication parmi d’autres tout aussi importants. Le débat a
essentiellement porté sur le second objectif de la motion et une majorité a plaidé pour
une réforme des conditions d’adjudication des marchés publics, jugées par trop
défavorables au PME. 54

MOTION
DATUM: 02.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, la chambre basse a adopté, par 97 voix contre
53, une motion Giezendanner (udc, AG) chargeant le gouvernement d’entreprendre
immédiatement la planification de la réalisation des projets non contestés du
programme d’élimination des goulets d’étranglement. 55

MOTION
DATUM: 22.09.2010
NICOLAS FREYMOND

Im Vorjahr hatte die Bundesversammlung den Bundesbeschluss zur Beseitigung der
drängendsten Engpässe im Nationalstrassennetz (Nordumfahrung Zürich,
Ausbaumassnahmen im Raum Crissier) angenommen und die nötigen finanziellen Mittel
freigegeben. Dennoch beschäftigten sich die Räte weiterhin mit den
Kapazitätsengpässen auf dem Nationalstrassennetz. In der Frühjahrssession wies der
Ständerat eine Motion Giezendanner (svp, AG) Engpassbeseitigung im
Nationalstrassennetz als Zweitrat ab. Da sich die Motion aus Verfahrensgründen nicht
abschreiben liess, weil sie vom Nationalrat erst im Vorjahr angenommen worden war,
hatte die Kommission die Ablehnung empfohlen. 56

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Ein Postulat Giezendanner (svp, AG) forderte eine Nutzlastkompensation für
Elektronutzfahrzeuge. Der Bundesrat wurde aufgefordert, das Strassenverkehrsgesetz
so anzupassen, dass das zulässige Gesamtgewicht von Elektro-Lastwagen maximal 10%
höher sei als bisher. Strombetriebene Lastwagen seien konstruktionsbedingt schwerer
und die Einführung von Elektro-Lastwagen werde durch die bisherige Gewichtslimite
erschwert. Der Bundesrat empfahl die Annahme und der Nationalrat überwies das
Postulat im Dezember 2016 diskussionslos. 57

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
NIKLAUS BIERI

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) analog
zur Fabi-Vorlage die Schaffung eines Fasi, eines Fonds zur Finanzierung und zum
Ausbau der Strasseninfrastruktur, erreichen. Als er die Initiative 2012 eingereicht hatte,
forderte Giezendanner, der Fasi sei im Gleichschritt mit Fabi zu schaffen. Die UREK-NR
gab der Initiative im März 2013 Folge, da die Notwendigkeit einer Neuerung in der
Strassenverkehrsfinanzierung unbestritten war. Während Fabi im Februar 2014 vom
Volk angenommen wurde, blieb Giezendanners Vorstoss für ein Fasi liegen, weil auf die
bundesrätliche Botschaft zur Strassenverkehrsfinanzierung gewartet wurde. Im Februar
2015 legte der Bundesrat seine Botschaft zum NAF vor und zog damit die Leitlinien zur
Strassenverkehrsfinanzierung, weshalb die UREK-SR die parlamentarische Initiative
Giezendanner im Mai 2015 ablehnte. Erst im Mai 2017 wurde die Initiative im Nationalrat
behandelt. Drei Monate nach dem Volks-Ja zum NAF schien die Initiative so obsolet zu
sein, dass Nationalrat Giezendanner darauf verzichtete, das Wort zu ergreifen. Mit 165
zu 8 Stimmen (2 Enthaltungen) wurde der Vorstoss diskussionslos abgelehnt. 58

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2017
NIKLAUS BIERI
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Eisenbahn

Im März 2017 nahm sich der Nationalrat der Organisation der Bahninfrastruktur an.
Eine Mehrheit der KVF-NR beantragte dem Rat, die Vorlage an den Bundesrat
zurückzuweisen mit dem Auftrag, die Auslagerung der SBB Cargo in eine eigene
Unternehmung, die Regelung der Systemführerschaften im Güterverkehr sowie die
Stärkung der Mitwirkungsrechte von Kantonen und Verkehrsverbänden bei
Systemaufgaben in die Vorlage aufzunehmen. Die Bestimmungen zu den
Passagierrechten sollten hingegen ausgegliedert werden. Eine Kommissionsminderheit
Graf-Litscher (sp, TG) beantragte die Ablehnung der Rückweisung. Während sich die
Ratslinke gegen die geforderte Auslagerung der SBB Cargo aussprach und auf die
Vorlage eintreten wollte, sprach die Ratsrechte von einer unannehmbaren
„Zementierung von schlechten Rechten und Pflichten” – so Ulrich Giezendanner (svp,
AG). Nationalrat Guhl (bdp, AG) hielt fest, dass die mit der Rückweisung verbundenen
Aufträge zuhanden der Regierung durchaus in der Detailberatung im Rat eingebracht
werden könnten – es wäre gerade die Aufgabe des Parlaments, solche Anpassungen von
Regierungsvorlagen vorzunehmen. Die Anhänger der Rückweisung setzten sich
trotzdem durch: Mit 98 zu 75 Stimmen (10 Enthaltungen) wies der Nationalrat das
Geschäft gemäss dem Antrag der Kommissionsmehrheit an den Bundesrat zurück. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2017
NIKLAUS BIERI

Schiffahrt

Im Juni 2017 begann die parlamentarische Aufarbeitung der Krise der Schweizer
Hochseeflotte, nachdem der WBF-Vorsteher Johann Schneider-Ammann von
Regierungsseite bereits im Mai 2016 die EFK beauftragt hatte, eine
Administrativuntersuchung  zur Vergabepraxis der Bürgschaften sowie zu weiteren
Aktionen des BWL durchzuführen. Eine wichtige Rolle in der parlamentarischen
Aufarbeitung spielte Ulrich Giezendanner (svp, AG): Er erhalte fast täglich neue
Informationen von Personen aus der Hochseeschifffahrt, erklärte er, was ihn im Juni
2017 zu einer Interpellation mit einer ganzen Reihe von Fragen an den Bundesrat
veranlasste (Ip. 17.3460). So stellte er einerseits konkrete Fragen zu der Bilanzierung der
Schiffe und der Kontrolle der Finanzen der Reedereien, andererseits auch zum Verkauf
der Schiffe, bei dem er Unregelmässigkeiten ortete. Unter anderem wollte er wissen, ob
tatsächlich ein «mit dem Verkauf betrauter Hauptoperateur» vor etwa 12 Jahren in
Konkurs geraten sei, ob dieser der SCL/SCT-Flotte wirklich hohe Beträge geschuldet
habe und zudem vor Jahren zu 40 Prozent an der entsprechenden Flotte beteiligt
gewesen sei. Auch zur Aufarbeitung der Affäre stellte er konkrete Fragen, unter
anderem wollte er wissen, wieso der ehemalige BWL-Direktor Michael Eichmann nie
angehört worden sei, wann der Untersuchungsbericht der EFK veröffentlicht werde und
ob es nicht Zeit für eine PUK sei. Eine ausführliche Information der Öffentlichkeit
lehnte der Bundesrat aufgrund der laufenden Schiffsverkäufe, des dadurch steigenden
Verlustrisikos für den Bund sowie aufgrund einer Stillschweigen-Vereinbarung durch
die Verkaufsparteien ab. Der Verkaufsprozess würde jedoch von Experten mit
juristisch-maritimem Fachwissen begleitet, betonte er. Zudem informierte er darüber,
dass 10 der 12 Schiffe bereits verkauft worden seien und die letzten bis Ende
September 2017 übergeben werden sollten. Bezüglich der Frage nach der PUK verwies
er auf die Bundesversammlung, die bei «Vorkommnissen von grosser Tragweite» eine
PUK einsetzen könne. Giezendanner erklärte sich mit diesen Antworten nicht
befriedigt. 

Genau ein Jahr nach der ersten Interpellation startete Giezendanner einen neuen
Versuch (Ip. 18.3645) mit weiteren Fragen zur Liquidation der SCL/SCT-Gruppe. Erneut
stellte er Fragen zum Verkauf, interessierte sich aber auch für die Rolle und die
Finanzen von Reeder Hansjörg Grunder, was zuvor in den Medien diskutiert worden
war. Zudem stellte er die Kontrollmöglichkeiten von durch die Schweiz verbürgten
Schiffen, die im Ausland bereedert sind, in Frage. Schliesslich erkundigte er sich nach
der Vollständigkeit der entsprechenden Akten. Bezüglich der Finanzen von Grunder
betonte der Bundesrat, dass die Aufklärung des Falles laufe und das Parlament die
entsprechenden Informationen erhalten werde. Die Geschäftsführung von Schweizer
Reedereien müsse von der Schweiz aus erfolgen, untergeordnete Aufgaben könnten
jedoch auch in anderen Staaten vorgenommen werden, was aufgrund des
einheimischen Fachkräftemangels oft auch nötig sei. Der Bund könne auch bei von
ausländischen Gesellschaften bereederten Schiffen jederzeit Audits und Inspektionen
durchführen, die Betrugsmöglichkeiten bei solchen Schiffen seien daher nicht grösser.
In der Tat seien aber einzelne Dossiers im BWL nicht vollständig. Mit diesen Antworten
erklärte sich Giezendanner teilweise befriedigt. 

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Bereits einen Monat zuvor hatte sich Giezendanner in der Fragestunde (Frage 18.5282)
mit einer weiteren Rückstellung durch den Bundesrat in der Höhe von CHF 100 Mio.
befasst. Er wollte wissen, welche Gesellschaft besonders gefährdet sei und ob bereits
Angebote für die entsprechenden Schiffe vorlägen. Ein weiterer Schaden für den Bund
sei nicht auszuschliessen und hinge von der Marktentwicklung ab, solle jedoch durch
die entsprechenden Rückstellungen abgedeckt werden können, so der Bundesrat. 

Im Dezember 2019, nach Annahme des Nachtrags IIa zum Voranschlag 2019 und einer
weiteren Ziehung der Bürgschaften, reichte schliesslich die SVP-Fraktion eine
parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 19.500) zur Einsetzung einer PUK ein. Diese solle die
Kontrolle und Führung des Bürgschaftswesens in der Hochseeschifffahrt seit 2002
durch den Bundesrat, die Verwaltung – insbesondere durch das BWL und die SSA –
sowie der betroffenen Geldinstitute und Revisionsgesellschaften untersuchen.

Die grundsätzliche Frage der Bürgschaften zur Schweizer Hochseeflotte ging Ursula
Schneider-Schüttel (sp, FR) bereits im Juni 2017 an: In einem Postulat (Po. 17.3412)
verlangte sie vom Bundesrat, zu prüfen, ob der Bund eine Hochseeflotte brauche, und
falls nicht, welches die Konsequenzen und Risiken eines Ausstiegs seien und wie dieser
erfolgen solle. Der Bundesrat erklärte, dass er entschieden habe, dem Parlament keine
Erneuerung des Ende Juni 2017 auslaufenden Rahmenkredits zu beantragen, wodurch
die letzten Bürgschaften 2032 auslaufen werden. Ein rascherer Ausstieg sei jedoch
nicht möglich. Nach 2 Jahren wurde das Postulat unbehandelt abgeschrieben. 60

Post und Telekommunikation

Au lendemain du départ de Kunz, la presse alémanique a pressé le président du conseil
d'administration (CA) de présenter la stratégie qu’il entendait mener. Béglé a présenté
une stratégie orientée vers l’international et essuyé une pluie de critiques de tous
bords. Les conseillers nationaux Franziska Teuscher (pe, BE), Norbert Hochreutener
(pdc, BE) et Ulrich Giezendanner (udc, AG) ont solennellement mis en garde Claude
Béglé, lui rappelant que la Poste, à l’instar de Swisscom, n’est pas une entreprise privée
et que l’expansion à l’étranger comporte trop de risques. Profitant de ce climat
électrique, Rudolf Hug a démissionné du CA avec pertes et fracas, invoquant des
désaccords insurmontables avec Claude Béglé concernant la stratégie et la direction du
groupe. Moritz Leuenberger a réitéré son soutien à Claude Béglé et vertement critiqué
l’attitude inutilement polémique de Rudolf Hug. Afin de calmer les esprits, il a en outre
relativisé les ambitions internationales du géant jaune, admettant les risques encourus.
La réforme de la gouvernance d’entreprise de la Poste visait à clarifier la répartition des
tâches opérationnelles et stratégiques et à intensifier la collaboration entre la direction
et le conseil d’administration. Concrètement, les fonctions stratégiques ont été
concentrées dans les mains du CA. 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

L’utilisation et la raison d’être du droit de recours par les associations
environnementales ont à nouveau été attaquées durant l’année sous revue par les
milieux économiques et les partis de droite. Le blocage de trois projets d’envergure – la
rénovation du stade du Hardturm, l’implantation d’une usine chimique à Galmiz (FR) et
la construction d’un centre commercial en Argovie – a mis le feu aux poudres. Les
milieux économiques, par la voix d’Avenir Suisse, ont reproché aux associations
environnementales de freiner la croissance économique par un « usage immodéré »
du droit de recours. Ils s’en sont pris en particulier à l’ATE (Association Transports et
Environnement) et à ses recours contre le Hardturm et Galmiz. Ils l’ont accusée de les
déposer afin d’en monnayer les retraits. Afin de clarifier l’utilisation du droit de recours
et le cas litigieux du Harturm, divers actes parlementaires ont été déposés. Répondant
à leurs détracteurs, onze associations environnementales ont plaidé pour le maintien
de leur droit de recours contre les projets de construction, mais elles ont accepté de le
préciser. L’ATE a également réfuté les accusations de marchandage. A cet effet, une
fiduciaire a vérifié les comptes des sections cantonales. L’association a tenu à préciser
que seuls ses frais judiciaires sont défrayés par les promoteurs. Au niveau
parlementaire, le Conseil fédéral a proposé de rejeter une motion Giezendanner (udc,
AG) (Mo. 04.3456), cosignée par 80 députés UDC, PDC et PRD, voulant lui ôter son droit

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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de recours en tant qu’organisation écologiste. Selon le motionnaire, l’association ne
répond plus aux critères fixés dans la loi, car elle exerce une activité lucrative (vente de
billets de train et de voyages). 62

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Gegen den vehementen Widerstand der Grünen, welche das Ganze als
unverantwortliche Spielerei bezeichneten, nahm der Nationalrat mit 88 zu 75 Stimmen
eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) für eine Aufhebung des
geltenden Verbots für Autorennen auf Rundstrecken in der Schweiz an. SP- und GP-
Fraktion lehnten geschlossen ab, eine Mehrheit der bürgerlichen Fraktionen sprach
sich dafür aus, insbesondere jene von FDP und SVP, bei denen es jeweils nur zwei
ablehnende Stimmen gab. Fachleute stuften allerdings die Wahrscheinlichkeit, dass
jemals ein Formel-1-Rennen in der Schweiz durchgeführt werden könnte, als äusserst
gering ein. 63

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MARIANNE BENTELI

Mit einer 2004 von der grossen Kammer unterstützten parlamentarischen Initiative
hatte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) gegen den geschlossenen Widerstand von GP
und SP die Unterstützung des Plenums für eine Wiedereinführung von Formel-1-
Autorennen in der Schweiz erreicht. Im Berichtsjahr nun ging es um die konkrete
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, mit welcher das heute geltende Verbot für
Rundstreckenrennen aufgehoben werden sollte. In seinem Eintretensvotum bedauerte
der Sprecher der Kommission die insgesamt negative Stellungnahme des Bundesrates,
welche gewissermassen die Argumente der früheren Minderheit aufnehme; zudem
fokussiere er auf Formel-1-Rennen, während es in Wirklichkeit um eine mögliche
Zulassung von Rundstreckenrennen im weiteren Sinn gehe. FDP und SVP unterstützten
die Vorlage, SP, GP und EVP votierten ebenso geschlossen dagegen; in der
Gesamtabstimmung wurde sie mit 96 zu 81 Stimmen gutgeheissen. Eine Mehrheit des
Ständerates war dann aber der Ansicht, es handle sich hier um eine vollkommen
unnötige Vorlage, die, wie selbst die Befürworter anerkannten, kaum konkrete
Auswirkungen haben dürfte; das Parlament habe dringendere Probleme zu lösen als die
Gesetzgebung auf allfällig überholte Verbote hin zu durchforsten. Ganz knapp mit 21 zu
20 Stimmen entsorgte die kleine Kammer deshalb den Vorstoss durch Nichteintreten. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Diskussionslos nahm der Nationalrat eine Motion Giezendanner (svp, AG) an, welche
forderte, dass die Krankenkassen jährlich in ihrem Geschäftsbericht die
Entschädigungssumme für den gesamten Verwaltungsrat, den Vorstandspräsidenten
und den CEO einzeln offenlegen müssen. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion
beantragt, da eine Umsetzung im Rahmen des neuen Aufsichtsgesetzes, dessen
Vorentwurf Ende 2010 in die Vernehmlassung gesendet wurde, erfolgen soll. 65

MOTION
DATUM: 17.12.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen
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Menschen mit Behinderungen

Im Rahmen der Verfassungsrevision lehnte der Ständerat im Gleichstellungsartikel (Art.
8) mit 20 zu 11 Stimmen einen Antrag von Pro-Infirmis-Präsident Brändli (svp, GR) für
einen neuen Abs. 4 ab, der den Gesetzgeber verpflichten wollte, für die Gleichstellung
der Behinderten zu sorgen und Massnahmen zum Ausgleich oder zur Beseitigung
bestehender Benachteiligungen vorzusehen. Mit gleichem Wortlaut wurde dieser Absatz
im Nationalrat bereits von der Kommission vorgeschlagen und gegen einen
rechtsbürgerlichen Streichungsantrag mit 97 zu 58 Stimmen auch angenommen. Die SP
wollte dem noch hinzufügen, der Zugang zu Bauten und Anlagen oder die
Inanspruchnahme von Einrichtungen und Leistungen, die für die Öffentlichkeit
bestimmt sind, sei soweit zumutbar zu gewährleisten, unterlag aber mit 78 zu 77
Stimmen ganz knapp. Angesichts der klaren Stellungnahme der grossen Kammer kam
der Ständerat auf seinen Beschluss zurück und stimmte einem – allerdings
abgeschwächten – Text zu. Danach ist der Gesetzgeber nur gehalten, Massnahmen zur
Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vorzusehen. Die kleine Kammer
befand, ihre Formulierung sei verhältnismässiger als jene des Nationalrates, da gar nicht
definiert werden könne, was unter der Gleichstellung von Behinderten zu verstehen sei.
Dieser Auffassung schloss sich auch eine Mehrheit des Nationalrates an, obgleich Pro
Mente Sana-Präsident Gross (sp, TG) monierte, damit könnte der Eindruck entstehen,
dass es sich bei den Behinderten um einen Gesetzgebungsauftrag minderer Qualität
handle als etwa bei der Gleichstellung der Geschlechter. Mit 96 zu 68 Stimmen
übernahm der Nationalrat die Version des Ständerates. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Während die Anrufung Gottes in der Präambel der revidierten Bundesverfassung im
Ständerat oppositionslos genehmigt wurde, führte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch zwischen den politischen Lagern. Im Namen einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermöge einer
modernen Verfassung nicht mehr zu genügen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zusätzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefügte) «Verantwortung gegenüber der Schöpfung» zu erwähnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wäre ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform führen
würde. Föhn (SZ) verwies für die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein könne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstützung fanden die Gegner des Antrags
bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein überaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allmächtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine höhere Macht
über Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualanträge, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr berieten beide Kammern über die Volksinitiative „gegen den Bau von
Minaretten“. Die Initiative wurde im Vorjahr vom sogenannten Egerkinger Komitee
eingereicht, welches sich aus 14 SVP- und zwei EDU-Vertretern zusammensetzte.
Unterstützung erhielt das Komitee von den oben genannten beiden Parteien. Einige
namhafte Parteiexponenten der SVP hielten sich im Abstimmungskampf jedoch zurück
oder äusserten sich sogar negativ zur Initiative. Dem Nationalrat, welcher das Geschäft
in der Frühjahrssession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Gross (sp, ZH)
vor, welcher die Volksinitiative wegen Verstoss gegen die Religionsfreiheit und klarer
Missachtung der Europäischen Menschenrechtskonvention für ungültig erklären wollte.
Die Antragsteller, welche durch die SP und eine grosse Mehrheit der Grünen unterstützt
wurden, bezeichneten die Religionsfreiheit als von „fundamentaler Bedeutung für die
nationale Friedensordnung“ und erachteten sie in diesem Sinne dem zwingenden

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
MARLÈNE GERBER
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Völkerrecht angehörig und eine Verletzung deshalb als unzulässig. Der Bundesrat wie
auch eine grosse Mehrheit der Staatspolitischen Kommission (SPK) waren jedoch der
Ansicht, dass die Verletzung der Religionsfreiheit nicht gegen zwingende Bestimmungen
des Völkerrechtes verstosse, da der Kernbestand der von allen Staaten anerkannten
Menschenrechte nicht berührt werde. Der Minderheitsantrag wurde denn auch mit 128
zu 53 Stimmen abgelehnt. Die Debatte sowie weitere aktuelle Vorstösse zu
verfassungsrechtlichen Fragen zeigten jedoch, dass es zusätzlicher Regelungen bedarf,
wann eine Volksinitiative materiell ungültig zu erklären sei (vgl. hier). Mit einer
Zweidrittelmehrheit empfahl die SPK dem Nationalrat die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben Verletzung der Religionsfreiheit verstosse die
Initiative auch gegen das Diskriminierungsverbot und stehe zudem im Widerspruch zu
verschiedensten Bestimmungen aus der schweizerischen Gesellschafts- und
Rechtsordnung, so beispielsweise zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, zur
Eigentumsgarantie oder zum Verhältnismässigkeitsprinzip. Ferner liesse sich ein
Bauverbot für Minarette nicht mit dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
begründen und könnte zur Gefährdung des religiösen Friedens beitragen. Eine
Minderheit Hutter (svp, SG) empfahl die Initiative zur Annahme. Sie vertrat die Ansicht,
dass Minarette einen religiös-politischen Machtanspruch darstellten und deshalb zu
verbieten seien. Nach fünfstündiger Debatte folgte der Nationalrat dem Bundesrat und
empfahl die Initiative mit 129 zu 50 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
Zustimmung erhielt die Initiative ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Der Kernpunkt
der Debatte im Ständerat war ein Minderheitsantrag Maissen (cvp, GR), welcher
ebenfalls beantragte, die Initiative für ungültig zu erklären. Der Ständerat verwarf den
Antrag nach zweistündiger Diskussion mit 24 zu 16 Stimmen. Er empfahl die Initiative
mit 36 zu 3 Stimmen ebenfalls zur Ablehnung. 68

Medien

Radio und Fernsehen

Der Nationalrat trat auf eine parlamentarische Initiative von Andreas Gross (sp, ZH), in
der die Einführung von Gratis-Meinungsspots von Parteien im Fernsehen und Radio im
Vorfeld von Abstimmungen gefordert wurde, nicht ein. Die Staatspolitische Kommission
des Nationalrates hatte den Vorschlag befürwortet, der Bundesrat dagegen
Nichteintreten empfohlen. Gross wollte die Rolle der Parteien bei der Meinungsbildung
stärken und einen Ausgleich für die unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten der
politischen Gruppierungen schaffen. Als Gegenargument wurde angeführt, dass die
kurzen Werbespots eine „Schlagwortpolitik“ fördern würden. Zudem wurde bezweifelt,
ob die vorgesehene Vorschrift, dass „unzutreffende Tatsachenbehauptungen“ in den
Spots nicht zulässig sein sollten, sinnvoll angewandt werden könnte. 69

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2009
SABINE HOHL

Medienpolitische Grundfragen

Das Prinzip der staatlichen Presseförderung stand im Berichtsjahr erneut im
Kreuzfeuer der Kritik. Von der Befürchtung ausgehend, die gegenwärtigen
Entwicklungen im Mediensektor gefährdeten die angemessene Meinungsbildung im
schweizerischen direktdemokratischen Staat, plädierte unter anderem Nationalrat Fehr
(sp, SH) für den Erlass eines Vielfaltgesetzes, das die Subventionierung jener Radios,
Fernsehsender, Pressetitel und Online-Medien regeln soll, die zur Erhaltung von
„demokratiegerechten Öffentlichkeiten“ erforderlich sind. Die Tatsache, dass die
Regulierung von Radio und Fernsehen ein ganzes Gesetz beanspruche, wohingegen für
die Presse nur ein einziger Artikel im Postgesetz vorgesehen sei, zeuge von der falschen
Grundüberzeugung, dass die Presselandschaft vom Markt allein, die elektronischen
Medien hingegen vom Staate geformt werden sollten. Mittelfristig seien für den Erhalt
der Medienvielfalt weitergehende gesetzgeberische Massnahmen – losgelöst vom
Postgesetz wie auch vom RTVG – zu ergreifen. Kurzfristig müsse angesichts der
Zunahme regionaler Medienmonopole eine Neuverteilung der gegenwärtig 100 Mio Fr.
Bundesgelder zur Verbilligung der Posttaxen für den Zeitungsversand angestrebt
werden. Tatsächlich profitierten von den indirekten Subventionen vorrangig die
Kundenblätter der Grossverteiler Coop und Migros, die Mitgliederzeitung des TCS sowie
die grossen Zeitungen aus den Konzernen Ringier, Edipresse, NZZ und Tamedia. In eine
ähnliche Richtung zielte die Kritik seitens der SPK des Nationalrates an der indirekten
Presseförderung als „Giesskannenprinzip“. Eine von der SPK eingesetzte
Subkommission „Medien und Demokratie“ unter der Leitung des Zürcher Nationalrats
Gross (sp) arbeitete an einem Entwurf für eine entsprechende Verfassungsgrundlage.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Absicht der SPK war es, im Rahmen einer Kommissionsinitiative den Einsatz der 100 Mio
Fr. an staatlicher Presseförderung künftig zur Förderung der Vielfalt, Qualitätssicherung
sowie Aus- und Weiterbildung zu erwirken. Das Fazit einer vom UVEK in Auftrag
gegebenen Studie lautete denn auch, dass die vom Bundesrat gewünschte nachhaltige
Förderung der Lokal- und Regionalpresse nur über einen Systemwechsel zur gezielten,
direkten Förderung von wirtschaftlich bedrohten regionalen und lokalen
Presseerzeugnissen zu erzielen sei. Die Presseförderung stand auch an der
Jahrestagung des Verbands Schweizer Presse im September zur Diskussion, wobei
insbesondere direkte staatliche Unterstützungsmassnahmen umstritten blieben. 70

In seiner Herbstsession beriet der Nationalrat die Parlamentarische Initiative „Medien
und Demokratie“, welche die Einführung einer direkten Finanzhilfe an die
Medienunternehmen aufgrund des von der SPK konzipierten Verfassungsartikels
verlangt. Kommissionssprecher Andreas Gross (sp, ZH) betonte, die SPK lege nach
vierjähriger Arbeit an der Parlamentarischen Initiative nicht etwa einen
Presseförderungsartikel, sondern einen Medienvielfaltsartikel vor. Denn Ziel des
Verfassungsartikels sei es, die regionale und lokale Pressevielfalt direkt zu fördern und
damit die geltende indirekte Presseförderung via reduzierte Posttaxen für den
Zeitungstransport mittelfristig abzuschaffen. Gegen den Willen des Bundesrats, der den
Kommissionsvorschlag für einen Medienartikel ablehnte, sich jedoch bereit zeigte, das
System der indirekten Presseförderung zu überprüfen, wies die Grosse Kammer einen
Nichteintretensantrag des St. Gallers Peter Weigelt (fdp) mit 83 zu 68 Stimmen ab.
Weigelt hatte den Wettbewerb als Triebkraft von Innovation und Leistung im
Medienbereich einer gesetzlichen Förderung vorziehen wollen. Kommissionssprecher
Gross wies hingegen darauf hin, dass in 80% der Kantone das Zeitungssterben zu quasi
monopolistischen Öffentlichkeitsstrukturen geführt habe, und Gross präzisierte als
Antwort auf die Einwände seitens der Verleger und des Bundesrats, die SPK strebe
keine Strukturerhaltung an, sondern wolle auch neuen Produkten den Zugang zum Markt
ermöglichen. Dem hielt Bundesrat Moritz Leuenberger als Vorsteher des UVEK
entgegen, Pressekonzentration bedeute nicht automatisch auch einen
Machtmissbrauch. Denn eine Vielzahl von wirtschaftlich schwachen Medien, welche alle
dieselben Agenturberichte produzierten, hätten wenig mit echter Vielfalt zu tun. Der
Nationalrat genehmigte den Förderungsartikel schliesslich mit 78 zu 53 Stimmen und
leitete das Geschäft an den Ständerat weiter. 71

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Mehr Transparenz bei der Parteienfinanzierung forderte die Grüne Fraktion im
Nationalrat. In einer Motion verlangte sie die Offenlegung der Parteifinanzen. Auch
Wahl- und Abstimmungskomitees sollten per Gesetz zur Rechenschaft über ihre
Finanzierung verpflichtet werden. Parteipräsident Baumann (gp, BE) argumentierte, die
Schweizer Bevölkerung habe ein Anrecht auf diese Information, werde sie doch immer
stärker durch anonyme politische Werbung beeinflusst. Unterstützung erhielt die
Fraktion von Gross (sp, ZH), der die Legitimation der Demokratie in Gefahr sieht, wenn
im Abstimmungs- und Wahlkampf nicht offen und fair gespielt werde. Bundeskanzlerin
Huber vertrat die Meinung, dass die Einrichtung der dazu notwendigen Kontroll- und
Sanktionsmassnahmen nicht zu bewerkstelligen sei. Mit 109 zu 59 Stimmen wurde die
Motion schliesslich abgelehnt. 72

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Auf Antrag der staatspolitischen Kommission schrieb der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Gross (sp, ZH) ab, welche verlangt hatte, dass Beiträge an
Abstimmungskomitees von über 500 Fr. der Bundeskanzlei zu melden und im Internet
zu publizieren seien. Die Ratsmehrheit war der Meinung, die Umgehungsmöglichkeiten
seien zu gross, wie das Beispiel der USA zeige. Abgelehnt wurde auch eine Motion
Maillard (sp, VD), welche es Unternehmen verbieten wollte, Parteien und Wahlkämpfe
von Parteien und Parlamentsmitgliedern zu finanzieren; bei schweren Verstössen hätte
das Wahlergebnis für ungültig erklärt werden können. 73

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Der Nationalrat beschloss, auf eine parlamentarische Initiative von Andreas Gross (sp,
ZH) für die Einführung von Gratis-Werbespots von Parteien im Schweizer Fernsehen
nicht einzutreten. Die parlamentarische Initiative war von der Staatspolitischen
Kommission des Nationalrates befürwortet worden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2009
SABINE HOHL

Im Nationalrat wurden – auch aufgrund der Diskussionen nach den
Abstimmungskampagnen einiger eidgenössischer Initiativen – erneut Vorstösse
diskutiert, die mehr Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung verlangen. Alle drei
von Links-Grün eingereichten parlamentarischen Initiativen (Pa. Iv. sozialdemokratische
Fraktion (09.415), Pa. Iv. Hodgers, gp, GE (09.442) und Pa. Iv. Gross, sp, ZH (09.416)
wurden in ein und derselben Sitzung von der rechts-bürgerlichen Mehrheit abgelehnt.
Insbesondere die Idee der Offenlegung der Parteispenden und Spendernamen war
bereits in der staatspolitischen Kommission auf Widerstand gestossen. Eine solche
scheint nach wie vor politisch nicht mehrheitsfähig. 
Allerdings stösst die Idee von transparenten Parteifinanzen nicht auf grundsätzlichen
Widerwillen. Dies zeigte sich im Berichtsjahr auch im vom Ständerat nur relativ knapp
abgelehnten (18 zu 11 Stimmen) Minderheitsantrag, eine Petition der Jugendsession von
2008 zum Thema Parteienfinanzierung an die Staatspolitische Kommission zu
überweisen. Die Petition hätte die Offenlegung von Parteifinanzen und Spenden zum
Ziel gehabt 74

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2010
MARC BÜHLMANN

Grosse Parteien

In einem Radio-Interview beschuldigte Georg Kreis, Basler Historiker und Präsident der
Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus, die SVP, indirekt den
Rechtsextremismus zu fördern. Diese Kritik an der SVP wurde auch international
geäussert. Bereits zu Jahresbeginn hatte der Europarat einen Bericht seiner
Kommission für politische Angelegenheiten zur Bedrohung der Demokratie durch
extremistische Parteien und Bewegungen genehmigt. Darin wurden der SVP
gemeinsam mit Haider’s Freiheitlicher Partei Österreichs und Le Pen’s Front National in
Frankreich die Begünstigung rassistischer und fremdenfeindlicher Ideen und
Gewaltakte vorgeworfen. Nationalrat Reimann (AG), Mitglied der Europaratsdelegation
der Schweiz, vermutete hinter dieser Angelegenheit einen weiteren Schachzug der SP
gegen seine Partei: Präsidiert hatte die Kommission nämlich der ehemalige SP-
Nationalrat Victor Ruffy. Dagegen lobte SVP-Nationalrätin und
Europaratsdelegationsmitglied Lisbeth Fehr (ZH) die Arbeit ihres Delegationsgefährten
Nationalrat Andreas Gross (sp, ZH), der weitaus schwerwiegendere Passagen des
Berichtes in der Kommission erfolgreich bekämpft hätte. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Juni liessen einige Exponenten der SVP durchsickern, dass Christoph Blocher für die
Wahlen 2011 wieder kandidieren werde. Seit seiner Abwahl als Bundesrat ist der
Unternehmer ohne politisches Mandat geblieben. Im Kanton Aargau beschloss die
kantonale SVP bereits im Juni eine Rochade für die Wahlen 2011. Noch-Nationalrat
Ulrich Giezendanner soll für die kleine, Noch-Ständerat Maximilian Reimann für die
grosse Kammer kandidieren. 76

WAHLEN
DATUM: 03.04.2010
MARC BÜHLMANN

Die SVP trat an den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahres für beide
durch die Rücktritte von Moritz Leuenberger (sp) und Hans-Rudolf Merz (fdp) frei
gewordenen Bundesratssitze mit einer Kampfkandidatur an. Allerdings gestaltete sich
die Kandidatensuche schwierig. Weder Caspar Baader (BL), noch Peter Spuhler (TG)
oder Ulrich Giezendanner (AG) stellten sich zur Verfügung. Schliesslich trat Jean-
François Rime (FR) an, der bereits für den frei gewordenen Sitz von Pascal Couchepin
2009 als Kampfkandidat zur Verfügung gestanden hatte. Dank der geschlossenen
Unterstützung seiner Fraktion wurde Rime in beiden Ersatzwahlen jeweils erst im
letzten Wahlgang geschlagen. 77

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Die SP des Kantons Zürich, die mit Christine Goll und Andreas Gross (beide seit 1991)
und Anita Thanei (seit 1995) drei der dienstältesten Parlamentarierinnen nach Bern
schickt, beschloss Ende November, ihren Delegierten mehr Mitbestimmungsrecht bei
der Bestellung der Nationalratsliste zu geben. Künftig sollen diese den Kandidierenden
die Listenplätze zuweisen. Zudem sollen National- und Ständeräte mit mehr als zwölf
Amtsjahren nur dann wieder zur Wahl aufgestellt werden, wenn sie eine
Zweidrittelmehrheit erhalten. 78

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.2010
MARC BÜHLMANN

In der Verkehrspolitik nahm die SVP eine strassenfreundliche Haltung ein. An der
Delegiertenversammlung in Lugano warnte Ulrich Giezendanner (AG) vor einem
drohenden Verkehrsinfarkt, weil es die bisherige Politik verpasst habe, ins Schweizer
Strassennetz zu investieren. Die Bahn könne den Gütertransport nicht alleine
bewältigen. 79

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.03.2011
MARC BÜHLMANN

Die Nomination der Nationalratskandidaten im Kanton Zürich warf hohe Wellen.
Insbesondere die Nichtnominierung der langjährigen Nationalrätin (1991–2007) Anita
Thanei sorgte für Empörung. Die Zürcher Sektion hatte 2010 beschlossen, dass
Amtsträger mit einer Amtszeit von mehr als zwölf Jahren eine Zweidrittelmehrheit der
Delegiertenstimmen erhalten müssten, um wieder auf einen Listenplatz gesetzt zu
werden. Während Thanei die geforderte Mehrheit nicht erreichte, gelang dies Andreas
Gross, der die SP ebenfalls seit vier Legislaturen in Bern vertrat. Innerhalb der Partei
regte sich Widerstand: Offene Briefe und eine Unterschriftensammlung sollten die
Parteispitze zu einem Umdenken bewegen. Nach einigem Hin und Her verzichtete
Thanei schliesslich auf eine mögliche Nachnomination. Verschiedene ehemalige SP-
Grössen kritisierten in der Folge die Parteileitung scharf (Christine Goll) oder traten gar
aus der Partei aus (Vreni Müller-Hemmi). Laut dem Zürcher Generalsekretär Daniel Frei
verzeichnete die Zürcher Sektion zwischen Mai und Juni rund 50 Austritte. 80

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.08.2011
MARC BÜHLMANN

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 81

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Ein Schlagabtausch zwischen dem Vater der Abzockerinitiative, Thomas Minder
(parteilos, SH), und Christoph Blocher wurde für 2013 erwartet. Minder war
zuversichtlich, bei der Volkspartei Unterstützung für seine Initiative zu finden. Blocher
wollte sich hingegen für den indirekten Gegenvorschlag stark machen. Ende Jahr
gründete der Zürcher Nationalrat zusammen mit Unternehmern ein Komitee, das sich
zugunsten einer schnelleren Umsetzung des Gegenvorschlages gegen die Initiative
einsetzen sollte. Dem Komitee gehörten neben dem aus der grossen Kammer
zurücktretenden Peter Spuhler (TG) die Nationalräte Ulrich Giezendanner (AG), Jean-
François Rime (FR) und Sylvia Flückiger (AG) an. Die SVP selber hat im Berichtsjahr noch
keine Parole zur Abzockerinitiative beschlossen. 82

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.12.2012
MARC BÜHLMANN

Einen überraschenden Erfolg konnte die Junge SVP im Kanton Bern feiern. Am 24.
November wurde eine Initiative der JSVP angenommen, die eine Einbürgerung von
Ausländern, die wegen einer Straftat verurteilt wurden, lebenslang verbietet.
Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG) rief alle kantonalen Sektionen dazu auf, es den
Bernern gleich zu tun und kantonale Initiativen zu lancieren. Diese hätten bessere
Chancen an der Urne als ein nationales Begehren, das von den linken Städten
verhindert würde. 83

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Ein halbes Jahr nach seiner Amtsniederlegung als Parteipräsident gab FPS-Nationalrat
Roland Borer aus wahltaktischen Gründen seinen Übertritt zur SVP bekannt. Er war der
Meinung, dass es im Kanton Solothurn nur für eine bürgerliche Oppositionspartei Platz
habe. Borer war nicht der erste prominente Abtrünnige, der der FPS den Rücken
kehrte; 1996 war Ulrich Giezendanner (AG) der SVP beigetreten. Verärgert rief FPS-
Präsident Scherrer alle Mandatsträger und Kantonalpräsidenten ultimativ auf, allfällige
Parteiwechselabsichten bis Ende November offenzulegen und forderte von allen
verbleibenden Mitgliedern vollen und bedingungslosen Einsatz im Wahlkampf 1999. 84

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.11.1998
URS BEER

Bei den Nationalratswahlen verlor die ehemalige Autopartei alle ihre bisherigen sieben
Sitze. Ihr Stimmenanteil ging von 4,0 auf 0,9% zurück. Ihre ehemaligen Abgeordneten
Giezendanner (AG) und Borer (SG) schafften die Wiederwahl auf SVP-Listen und
verhalfen damit der SVP zu Sitzgewinnen.

Im November wurde im Anschluss an die Präsidentenkonferenz in Aarau bekannt
gegeben, dass die FP weiterhin bestehen bleibe. Sowohl die Kantonalpräsidenten als
auch die Kantonsparlamentarier hätten den Entschluss unterstützt. Die Konferenz
beauftragte das Präsidium, die künftige Ausrichtung der Partei neu zu definieren.
Parteipräsident Scherrer wurde im Amt bestätigt. Im Dezember beschloss die St.
Galler-Kantonalpartei, welche die Bezeichnung Autopartei beibehalten hatte, sich
aufzulösen. Die Hälfte ihrer zehn Kantonsräte war bereits vor den Nationalratswahlen
zur SVP übergetreten. 85

WAHLEN
DATUM: 06.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET
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Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser
Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 86

Verkehr

Das Beschwerderecht der Umwelt- und Naturschutzverbände bei grossen
Bauprojekten kam im Berichtsjahr noch stärker unter Beschuss bürgerlicher und
wirtschaftsnaher Politiker. Dieses Recht ist im Natur- und Heimatschutzgesetz sowie im
Umweltschutzgesetz enthalten und steht anerkannten Organisationen aus diesen
Bereichen zu, die seit mindestens zehn Jahren national tätig sind. Auslöser für die
Verschärfung der seit Jahren dauernden Kontroverse war das Baugesuch für einen
Neubau des Fussballstadions Hardturm in Zürich verbunden mit einem neuen
Einkaufszentrum. Infolge der von den Bewilligungsbehörden und Gerichten teilweise
gutgeheissenen Beschwerden des Verkehrsclubs der Schweiz (VCS) gegen das
vorgesehene Parkplatzangebot und die Zahl der erlaubten Zu- und Wegfahrten des
privaten Autoverkehrs drohten Verzögerungen, welche die rechtzeitige
Stadioneröffnung für die Fussball-Europameisterschaft 2008 in Frage stellten. Zudem
war fraglich, ob angesichts der reduzierten maximal zugelassenen Parkflächen und
Verkehrsmengen der von Privaten geplante Bau überhaupt realisiert würde. Die Zürcher
Freisinnigen nutzten die Verärgerung breiter Kreise über die unnachgiebige Haltung der
VCS-Sektion Zürich  um eine nationale Volksinitiative zu lancieren. Diese verlangt, dass
bei Infrastruktur- und Bauprojekten, welche in einer Volks- oder
Parlamentsabstimmung genehmigt worden sind, das Verbandsbeschwerderecht
aufgehoben wird. Dieses soll nur noch bei Behördeentscheiden (Verwaltung, Exekutive)
zur Anwendung kommen. Im Nationalrat reichte zudem der Aargauer
Transportunternehmer Giezendanner (svp) eine von 80 Ratsmitgliedern unterzeichnete
Motion ein, welche den Ausschluss des VCS vom Verbandsbeschwerderecht fordert,
weil dieser nicht rein ideell sondern durch sein Angebot an Reisen, Versicherung etc.
auch kommerziell tätig sei. 87
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